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G.9

Jagdgenossenschaft fiir den gemeinschaftlichen Jagdbezirk Neuenrade

Jahresrechnung fir die Geschaftsjahre 2021/2022 bis 2025/2026

2021/2022 2022/2023 2023/2024 2024/2025 2025/2026
€ € € € €
Einnahmen
Jagdpachtgeld Jagdbezirk | Neuenrade 4.036,17 4.036,17 4.036,47 3.567,63 3.566,17
Jagdpachtgeld Jagdbezirk 1| Neuenrade 5.009,93 5.009,93 5.009,99 5.677,92 5.653,77
9.046.10 9.046.10 9.046.46 9.245.55 9.219.94
Ausgaben
Jagdpachtgeld an Jagdgenossen aus Jagdbezirk | Neuenrade 3.915,08 3.915,08 3.915,36 3.460,60 3.459,18
3 % Verwaltungskosten aus Jagdbezirk | Neuenrade 121,09 121,09 121,11 107,03 106,99
an Stadt Neuenrade
Jagdpachtgeld an Jagdgenossen aus Jagdbezirk || Neuenrade 4.859,63 4.859,63 4.859,69 5.507,58 5.484,16
3 % Verwaltungskosten aus Jagdbezirk || Neuenrade 150,30 150,30 150,30 170,34 169,61
9.046,10 9.046,10 9.046,46 9.245,55 9.219,94




99

Nachrichtlich:

- Bestand auf dem Sparbuch Nr. 393124813 bei der Vereinigten Sparkasse im Markischen Kreis

am 05.01.2026 (Jagdbezirk I):

2.029,88 €

- Bestand auf dem Sparbuch Nr. 393124805 bei der Vereinigten Sparkasse im Markischen Kreis

am 05.01.2026 (Jagdbezirk I1):

Neuenrade, 08. April 2026

Aufgestellt:

gez.
Anke Seeling
SchriftfGhrerin

Gepruft:

gez.
Peter Heymann
1. Kassenprfer

2.992,73 €

Festgestellt:

gez.
Gerhard Schumacher
Jagdvorsteher

gez.
Uta Schulte
2. Kassenprifer



Jagdgenossenschaft fir den gemeinschaftlichen Jagdbezirk Neuenrade

Haushaltsplan fiir die Geschaftsjahre 2025/2026 bis 2030/2031

Der Haushaltsplan der Jagdgenossenschaft fur den gemeinschaftlichen Jagdbezirk
Neuenrade schlief3t flr die Geschaftsjahre 2025/2026 bis 2030/2031 jeweils jahrlich

wie folgt ab:
Einnahmen

Jagdpachtgeld Jagdbezirk | Neuenrade
Jagdpachtgeld Jagdbezirk Il Neuenrade

Ausgaben

Jagdpacht zur Verteilung an die Jagdgenossen
3 % Verwaltungskosten an Stadt Neuenrade

Neuenrade, 08. April 2026

Aufgestellt:

gez.
Anke Seeling
Schriftfihrerin
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3.570,00 €
5.650,00 €
9.220,00 €

8.940,00 €
280,00 €
9.220,00 €

Festgestellt:

gez.
Gerhard Schumacher
Jagdvorsteher



Amtliche Bekanntmachung

Stadt Hemer « Hademareplatz 44 « 58675 Hemer

Ordnungsbehdrdliche Verordnung der Stadt Hemer
Uber die Freigabe eines verkaufsoffenen Sonntags am 27.09.2026

Aufgrund des § 6 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladendffnungszeiten (Ladenoffnungsgesetz — LOG NRW)
vom 16.11.2006 (GV. NRW. 2006 S. 516), geéndert durch Gesetz vom 30. April 2013 (GV. NRW. S. 208) sowie
durch Gesetz vom 22.03.2018, (GVBI.2018 S. 172) in der zur Zeit giltigen Fassung in Verbindung mit den § 27
und 31 des Ordnungsbehdrdengesetzes vom 13.05.2018 (GV.NRW. 1980 S. 528) in der zurzeit giiltigen Fassung
erlasst die Stadt Hemer als 6rtliche Ordnungsbehdrde geméal dem Beschluss des Rates vom 14.07.2026 fur das
Stadtgebiet Hemer folgende ordnungsbehérdliche Verordnung:

8§81
Am Sonntag, dem 27.09.2026, dirfen alle Verkaufsstellen anlasslich der Hemeraner Herbsttage in folgenden ge-
nannten und in der Anlage dargestellten Bereichen von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr gedffnet sein:

- Links- und rechtsseitig der Hauptstraf3e von der Einmiindung Breddestral3e, entlang der Einmiindung Kant-
stralRe, entlang der Einmiindung Bréuckerstrafle, entlang der Einmindung Parkstrafl3e, entlang der Einmin-
dung Stephanstral3e, entlang des unteren Einmindungsbereiches An der Steinert bis zur Einmiindung
Hauptstrae/ Bahnhofstraf3e, entlang der Einmindung Auf dem Hammer zur HauptstralRe, entlang der Ein-
miindung Seuthestrafl3e zur Hauptstral3e bis einschl. der anliegenden Ladenlokale des Kreuzungsbereiches
Hauptstrafle /Honnetalstralle.

- Felsenmeercenter (Eckgrundstiick Stephanstral3e/Im Ohl), Néllenhofcenter (zwischen Seuthestral3e und
BahnhofstraRe) und Medio Center (zwischen Seuthestrale und Hauptstral3e)

- Flache zwischen der StraRe ,Am Ndllenhof* und dem Hademareplatz.

§2
Diese Verordnung tritt 3 Tage nach dem Tag der Verkiindung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Verordnung wird hiermit verkiindet. Es wird gleichzeitig darauf hingewiesen, dass eine Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim
Zustandekommen dieser Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend
gemacht werden kann, es sei denn,
a.) Eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
gefihrt,
b.) Die Verordnung ist nicht ordnungsgemang 6ffentlich bekanntgemacht worden,
c.) Der Burgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d.) Der Form- oder Verfahrensmangel ist gegentber der Stadt vorher gerligt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Hemer, 14.07.2026
Stadt Hemer
als ortliche Ordnungsbehérde

Der Birgermeister

gez.
Christian Schweitzer
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https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=1464&vd_back=N516&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13842&vd_back=N208&sg=0&menu=1
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Amtliche Bekanntmachung

Erneute Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zur
2. Anderung des Bebauungsplans Nr. 352 , Kalthof — Am Sportplatz*

Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 23.03.2021 folgenden Beschluss gefasst:

GemaR § 7 GO NRW in Verbindung mit § 10 BauGB wird die 2. Anderung des Bebauungsplans Nr. 352 ,Kalthof
— Am Sportplatz* als Satzung beschlossen. Dem Bebauungsplan ist die Begriindung gem. 8 9 Abs. 8 BauGB
beigefigt.

Diese Satzung beruht auf 88 2, 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und § 7 der Gemeindeordnung fiir das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666, SGV NRW 2023) in der zurzeit des Satzungs-
beschlusses geltenden Fassung.

Die Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses erfolgte bereits am 21.04.2021 im Amtsblatt des Markischen Krei-
ses. Im Rahmen des ergadnzenden Verfahrens gem. § 214 Abs. 4 BauGB wird der Satzungsbeschluss hiermit erneut
bekannt gemacht. Die 2. Anderung des Bebauungsplans Nr. 352 ,Kalthof — Am Sportplatz* tritt mit der Bekanntma-
chung rickwirkend zum 21.04.2021 in Kratft.

In den Bebauungsplan und die Begriindung kann ab sofort wahrend der Dienststunden im Stadthaus Bomberg,
Bdmbergring 37 - Bereich Stadtebau/Abteilung Stadtebauliche Planung, Einsicht genommen werden.

Die vorgenannten Bauleitplanunterlagen sind zudem im Internet auf der Seite der Stadt Iserlohn (http://www.iser-
lohn.de) unter der Rubrik ,Bebauungspléne” zur Einsicht bereitgestellt.

Bekanntmachungsanordnung

Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung
vom 03. November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 394) offentlich bekannt gemacht. Mit der erneuten Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan
ruckwirkend zum 07.02.2024 in Kraft.

Iserlohn, den 10.07.2026

gez.
Michael Joithe
Birgermeister

Hinweise

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satze 1 und 2 BauGB uber die fristgeméale Anmeldung etwaiger Entscha-
digungsanspriche in Folge der Festsetzungen dieser Bebauungsplanénderung wird hingewiesen. Die Leistung
der Entschadigung ist schriftlich bei der Stadt Iserlohn zu beantragen. Nach § 44 Abs. 4 BauGB erlischt der
Entschadigungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die in §
44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermdgensnachteile eingetreten sind, die Falligkeit des Anspruches
herbeigefihrt wird.

2. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) kann gem. § 7 Abs. 6 GO nach Ablauf eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung im Marki-
schen Amtsblatt nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
gefihrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgeman o¢ffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Burgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber der Gemeinde vorher gerligt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.
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3. Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften i.S.v. § 214 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 bis 3, eine unter Beriicksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften tber
das Verhaltnis des Bebauungsplans und des Flachennutzungsplans sowie Méngel in der Abwagung nach einem
Jahr seit Bekanntmachung des Bebauungsplans unbeachtlich, es sei denn, sie werden innerhalb der Fristen
schriftlich gegentber der Gemeinde geltend gemacht. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel
begriinden soll, ist darzulegen.

Iserlohn, den 13.07.2026

gez.
Michael Joithe
Birgermeister

680



Bebauungsplan Nr. 352
Kalthof - Am Sportplatz
2. Anderung

—

Basketballpl

ELR

Sbe

~

i,

%%

—

'//éé %»/A'
Dy, |

i

/e
-

o e

Abgrenzung des Plangebietes == mm mm mm mm m

681



STADT
MENDEN

SAUERLAND

7. Satzung zur Anderung der Hauptsatzung der Stadt Menden (Sauerland)

Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung fiir das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. Seite 666ff.), zuletzt geandert
durch Artikel 15 des Zusténdigkeitsbereinigungsgesetzes vom 23.01.2018 (GV. NRW. S.90) beschliel3t der Rat der
Stadt Menden (Sauerland) am 14.07.2026 die folgende 7. Anderungssatzung der Hauptsatzung:

81
§ 6 Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration

(1) Der Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration setzt sich zu zwei Dritteln aus direkt gewahlten Mit-
gliedern und zu einem Drittel aus durch den Rat bestellten Ratsmitgliedern zusammen.

(2) Die Wahl der Mitglieder des Ausschusses fiir Chancengerechtigkeit und Integration findet am Tag der Kommu-
nalwahl statt.

(3) Anregungen und Stellungnahmen des Ausschusses fiir Chancengerechtigkeit und Integration sind schriftlich
bei der Birgermeisterin/ dem Blrgermeister einzureichen. Die zustandigen Gremien haben sich innerhalb von drei
Monaten damit zu befassen.

(4) Der Ausschuss fur Chancengerechtigkeit und Integration ist ein beratendes Gremium.
§ 14 Beigeordnete
(1) Der Rat wahlt zwei hauptamtliche Beigeordnete.

(2) Der Rat bestimmt eine Beigeordnete/ einen Beigeordneten zur allgemeinen Vertretung der Burgermeisterin/ des
Burgermeisters. Im Fall ihrer/ seiner Verhinderung ist die weitere/ der weitere Beigeordnete zur allgemeinen Ver-
tretung berufen.

§2
Diese Anderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung der Stadt Menden (Sauerland) wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften beim Zustan-
dekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht
werden kann, es sei denn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
gefihrt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgeman &ffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Birgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber der Stadt vorher geriigt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergeben.

Menden (Sauerland), 15.07.2026

gez.
Manuela Schmidt
(Burgermeisterin)

Diese Bekanntmachung wird auch auf der Internetseite der Stadt Menden (Sauerland) unter ,www.menden.de -
Leben in Menden - Biirgerservice & Politik - Verwaltung - Rathaus” verdffentlicht.
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Hauptsatzung
der

Stadt Altena (Westf.)

vom 13.07.2026

Inhaltsiibersicht

Praambel

81 Name, Bezeichnung, Gebiet

§2 Wappen, Flagge, Siegel

§3 Einteilung des Stadtgebietes in Bezirke

§4 Bezeichnung von Stadtteilen in Personenstandsbiichern und -urkunden
§5 Gleichstellungsbeauftragte

86 Bildaufnahmen / Film- und Tonaufnahmen in Sitzungen des Rates

§7 Digitale und hybride Durchfiihrung von Sitzungen in besonderen Ausnahmeféllen
§8 Hybride Durchfiihrung von Ausschusssitzungen

§9 Unterrichtung der Einwohnerinnen und Einwohner nach § 23 der Gemeindeordnung
§10 Sonstige Einwohnerversammlungen

§11 Anregungen und Beschwerden

§12 Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder

§13 Dringliche Entscheidungen

§14 Ausschisse

8§15 Aufwandsentschadigung, Verdienstausfallersatz

§16 Genehmigung von Rechtsgeschéften

§17 Burgermeister/in

§18 Vertretung des Burgermeisters/der Blrgermeisterin

§19 Offentliche Bekanntmachungen

§ 20 Zustandigkeit fur dienstrechtliche Entscheidungen

§21 Inkrafttreten

Praambel

Aufgrund von 8 7 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung fur das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666ff.), zu-
letzt geéndert durch Gesetz vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. S. 618), hat der Rat der Stadt Altena (Westf.) am
13.07.2026 mit der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des Rates - betreffend der Regelung des § 11 Abs. 5 mit

der erforderlichen zwei Drittel Mehrheit — die folgende Hauptsatzung beschlossen:

§1
Name, Bezeichnung, Gebiet

Die politische Gemeinde Altena fiihrt den Namen "Stadt Altena (Westf.)".

Das Gebiet der Stadt Altena (Westf.) umfasst eine Flache von 44,42 km2.

(1) Die Stadt fuhrt das traditionelle Altenaer Stadtwappen. Es zeigt in goldenem Felde den markischen, in drei
Reihen von rot und silbern geschachten Querbalken, Uber dem Querbalken wachend die Heilige Katharina von

§2
Wappen, Flagge, Siegel
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Alexandria in rotem Kleid und blauem Mantel, auf dem Kopfe die Grafenkrone, in der rechten Hand ein silbernes
Schwert und in der linken Hand das hdlzerne Richtrad mit silbernen sichelférmig gekrimmten Spitzen haltend.

(2) Die Stadtflagge ist weil3-rot gleichbreit gestreift, in der Mitte, etwas nach der Stangenseite hin verschoben,
befindet sich ein weil3es Feld mit dem Stadtwappen, darunter steht in schwarzer Schrift "Stadt Altena (Westf.)".
Die Hohe des Flaggentuches verhdlt sich zu seiner Lange wie 2:5.

(3) Das Dienstsiegel der Stadt Altena wird durch das Stadtwappen und die Umschrift "Stadt Altena (Westf.)" gebil-
det. Das Dienstsiegel gleicht in Form und Grof3e dem dieser Hauptsatzung beigefiigtem Siegel.

§3
Einteilung des Stadtgebietes in Bezirke

(1) Innerhalb des Stadtgebietes werden folgende Stadtteile gebildet: Dahle, Evingsen und Rahmede. Die raumliche
Abgrenzung der Bezirke ergibt sich aus der als Anlage beigefligten Karte, die Bestandteil dieser Hauptsatzung
ist.

(2) Fir jeden Stadtteil wird vom Rat ein/e Ortsvorsteher/in gewahlt. Die Wahl erfolgt fur die Dauer der Wahlzeit des
Rates. Der/Die Ortsvorsteher/in muss in dem Bezirk, fir den er/sie bestellt wird, wohnen und dem Rat angehd6-
ren oder angehéren kénnen. Der/Die Birgermeister/in und sein/ihr/seine/ihre Stellvertreter/in sollen nicht
zum/zur Ortsvorsteher/in gewahlt werden.

(3) Der/Die Ortsvorsteher/in hat die Belange seines/ihres Stadtteils gegentiber dem Rat wahrzunehmen. Im Rah-
men dieser Aufgabe ist er/sie jederzeit berechtigt und verpflichtet, Wiinsche, Anregungen und Beschwerden
aus seinem Bezirk aufzugreifen und an den Rat oder an den fur die Entscheidung der Angelegenheit zustandi-
gen Ausschuss weiterzuleiten. Der Rat bzw. der Ausschuss soll den/die Ortsvorsteher/in vor der Entscheidung
Uber Angelegenheiten, die Belange der Ortschaft beriihren, héren. Die Anhérung kann sowohl schriftlich als
auch mindlich erfolgen. Sie soll mindlich erfolgen, wenn der/die Ortsvorsteher/in in einer Angelegenheit dem
Rat Wiinsche, Anregungen oder Beschwerden vorgetragen hat.

(4) Der/Die Burgermeister/in kann den/die Ortsvorsteher/in mit der Erledigung bestimmter Geschéfte der laufenden
Verwaltung beauftragen. Der/Die Ortsvorsteher/in fihrt diese Geschéfte in Verantwortung gegeniiber dem/der
Birgermeister/in durch.

(5) Zur Abgeltung des ihm/ihr durch die Wahrnehmung seiner/ihrer Aufgaben entstehenden Aufwandes erhélt er/sie
eine monatliche Aufwandsentschadigung nach MaRgabe der Entschadigungsverordnung. Daneben steht
dem/der Ortsvorsteher/in Ersatz des Verdienstausfalls nach MalR3gabe des § 39 Abs. 7 Satz 7 i. V. m. § 45 Abs.
1 GO zu. Ebenso steht ihm ein Anspruch auf Freistellung nach MaRRgabe des § 44 GO NRW zu.

(6) Der/Die Burgermeister/in ist gehalten, den/die Ortsvorsteher/in in geeigneten Fallen fur den Bereich seiner/ihrer
Ortschaft an der Wahrnehmung repréasentativer Aufgaben und Verpflichtungen zu beteiligen.

84
Bezeichnung von Stadtteilen in
Personenstandsbiichern und -urkunden

(1) Fur die Bezeichnung in Personenstandsbiichern und -urkunden werden folgende Stadtteilbezeichnungen fest-
gelegt:

Dahle, Evingsen, Rahmede.

(2) Die raumlichen Abgrenzungen der in Abs. 1 bezeichneten Stadtteile ergeben sich aus der dem 8 3 Abs. 1
beigefiigten Karte.

§5
Gleichstellung von Frau und Mann

(1) Der Birgermeister/Die Burgermeisterin bestellt eine hauptamtlich tétige Gleichstel- lungsbeauftragte. Diese soll
mit 12 Wochenstunden fiir den Bereich Gleichstellung tatig sein.

(2) Der Burgermeister/Die Birgermeisterin bestellt eine Stellvertreterin der Gleichstel-lungsbeauftragten fir den
Aufgabenbereich der 88 17, 18, 19 Abs. 1 LGG.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben und MaRnahmen der Gemeinde mit, die die Belange
von Frauen berihren oder Auswirkungen auf die Gleichberechtigung von Frau und Mann und die Anerkennung
ihrer gleichberechtigten Stellung in der Gesellschaft haben. Dies sind insbesondere soziale, organisatorische
und personelle MaRnahmen, einschlielich Stellenausschreibungen, Auswahlverfahren und Vorstellungsge-
sprache; die Gleichstellungsbeauftragte wirkt insbesondere bei der Aufstellung und Anderung des Gleichstel-
lungsplans sowie bei der Erstellung des Berichts Uber die Umsetzung des Gleichstellungsplans mit.
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(4) Der Burgermeister/Die Birgermeisterin unterrichtet die Gleichstellungsbeauftragte Uber geplante MaRnahmen
gemalf Abs. 3 rechtzeitig und umfassend.

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann, soweit Beratungsgegenstéande ihres Aufgabenbereiches behandelt wer-
den, an Sitzungen des Verwaltungsvorstands, des Rates und seiner Ausschiisse teilnehmen. Ihr ist auf Wunsch
das Wort zu erteilen. Sie kann die Offentlichkeit (iber Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches unterrichten.
Hierliber ist der Burgermeister/die Burgermeisterin vorab zu informieren. Die Entscheidung, ob ein Beratungs-
gegenstand eine Angelegenheit des Aufgabenbereiches der Gleichstellungsbeauftragten ist, obliegt dem Biir-
germeister/der Birgermeisterin bzw. bei Ausschusssitzungen dem/der Ausschussvorsitzenden.

(6) Die Vorlagen und Vorinformationen zu Beratungsgegenstanden, die den Ubrigen Rats- bzw. Ausschussmitglie-
dern zugesandt werden, sind spétestens gleichzeitig auch der Gleichstellungsbeauftragten zuzuleiten, sofern
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs in Frage stehen.

(7) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbereich berthren, den Beschluss-
vorlagen des Burgermeisters/der Birgermeisterin wider-sprechen; in diesem Fall hat der Biirgermeister/die Bur-
germeisterin den Rat zu Beginn der Beratung auf den Widerspruch und seine wesentlichen Griinde hinzuwei-
sen.

§6
Bildaufnahmen / Film- und Tonaufnahmen in Sitzungen des Rates

(2) In offentlichen Sitzungen sind Bildaufnahmen zul&ssig, wenn sie die Ordnung der Sitzung nicht gefahrden. Die-
ses Recht umfasst nicht die Anfertigung von Bildaufnahmen von Zuhérern/Zuhdrerinnen oder Verwaltungsbe-
dienstete mit Ausnahme des Birgermeisters/der Burgermeisterin, des allgemeinen Vertreters/der allgemeinen
Vertreterin und der Beigeordneten (8 69 GO NRW).

(2) Uber das Vorliegen einer Gefahrdung der Ordnung der Sitzung entscheidet der Biirgermeister/der Biirgermeis-

terin oder seiner/ihrer Vertretung bei der Sitzungsleitung.

Eine Geféhrdung der Ordnung der Sitzung liegt insbesondere vor, wenn:

e durch Anfertigung von Bildaufnahmen Ratsmitglieder, Zuhdrer/Zuhérerinnen oder Verwaltungsbedienstete
nicht nur unwesentlich gestért werden (z.B. Geréausche, Blitzlichteinsatz),

e durch die Anfertigung von Bildaufnahmen die Wirde des Plenums bei besonderen Anlassen beeintrachtigt
wird (z.B. Gedenkminute) oder

e durch die Anfertigung von Bildaufnahmen die Personlichkeitsrechte der abgebildeten Personen in erhebli-
cher Weise betroffen werden (z. B. verdeckte Bildaufnahmen, Bildaufnahmen in besonders emotionalisier-
ten Situationen)

(3) Film- und Tonaufnahmen von Ratsmitgliedern mit dem Ziel der Veréffentlichung sind in éffentlicher Sitzung zum
Zwecke des Mitschnitts zulassig. Der Burgermeister/die Burgermeisterin bestimmt die Internetadresse auf der
Internetseite des Rates www.altena.ratsinfomanagement.net, unter der der Mitschnitt abgerufen werden kann.
Mitschnitte von Ratssitzungen sind sechs Monate nach Beendigung der betreffenden Wahlperiode zu |dschen.

(4) Die Regelung findet auf Sitzungen der Ausschiisse entsprechende Anwendung.

8§87
Digitale und hybride Durchfiihrung von
Sitzungen in besonderen Ausnahmeféllen

(1) In besonderen Ausnahmefallen wie Katastrophen, einer epidemischen Lage oder anderen aul3ergewdéhnlichen
Notsituationen kann die Durchfiihrung von Sitzungen des Rates und der Ausschisse in digitaler Form erfolgen
(digitale Sitzung), sofern die dafiir erforderlichen Voraussetzungen erfiillt sind (§ 47a Abs. 1 GO NRW).

(2) Der Rat stellt das Vorliegen eines Ausnahmefalls nach § 47a Abs. 1 GO NRW mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln seiner Mitglieder fest und entscheidet zugleich dariiber, ob in Folge dessen digitale oder hybride Sit-
zungen durchgefuhrt werden. In dem Beschluss ist festzusetzen, fir welchen Zeitraum Sitzungen in digitaler
oder hybrider Form durchgefuhrt werden (langstens flr einen Zeitraum von zwei Monaten) und ob die Durch-
fuhrung in digitaler oder hybrider Form fur den Rat und die Ausschiisse gelten soll. Die Beschlussfassung kann
in einer Sitzung des Rates, durch Stimmabgabe im Umlaufverfahren oder in geeigneter elektronischer Form,
die die Textform wahrt, erfolgen. Die Beschlussfassung soll so rechtzeitig erfolgen, dass die Frist des § 47 Abs.
2 GO NRW gewahrt werden kann. Die Verlangerung ist bei einem weiteren Andauern des besonderen Ausnah-
mefalls mdglich. Fur den Beschluss liber eine Verlangerung gelten die vorgenannten Satze entsprechend.

(3) Die Aufhebung eines Beschlusses nach Absatz 2 ist im Rat mit der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des
Rates zulassig.

685



§8
Hybride Durchfiihrung von
Ausschusssitzungen

(1) Ausschisse des Rates dirfen auch aul3erhalb der besonderen Ausnahmefélle nach § 47a GO NRW hybride
Sitzungen durchfiihren. Dies gilt nicht fur die Pflichtausschiisse nach 8 59 GO NRW.

(2) Den jeweiligen Ausschissen bleibt die Entscheidung Uber eine Durchfiihrung hybrider Sitzungen vorbehalten.
Der Beschluss daruber, ob eine Sitzung des Ausschusses als hybride Sitzung durchgefuhrt werden soll, ist mit
einfacher Mehrheit zu fassen. Die Beschlussfassung soll so rechtzeitig erfolgen, dass die Frist des § 47 Abs.
2 GO NRW gewahrt werden kann. Der Beschluss kann frilhestens mit Wirkung fiir die jeweils nachste Aus-
schusssitzung erfolgen. Jeder Ausschuss im Sinne des Absatz 1 soll einen Vorratsbeschluss daruber treffen,
ob die weiteren Sitzungen des Ausschusses in der jeweiligen Wahlperiode als hybride Sitzungen durchgefihrt
werden. Der Ausschuss kann einen nach Satz 5 getroffenen Vorratsbeschluss mit einfacher Mehrheit fur ein-
zelne Ausschusssitzungen oder insgesamt mit Wirkung frihestens fur die néchste Ausschusssitzung wieder
aufheben.

§9
Unterrichtung der Einwohnerinnen und Einwohner

(1) Der Rat hat die Einwohner/innen iber allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Stadt zu unterrichten. Uber
die Art und Weise der Unterrichtung (z.B. Hinweis in der drtlichen Presse, 6ffentliche Anschléage, schriftliche
Unterrichtung aller Haushalte, Durchfiihrung besonderer Informationsveranstaltungen, Abhaltung von Einwoh-
nerversammlungen) entscheidet der Rat von Fall zu Fall.

(2) Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere stattfinden, wenn es sich um Planungen oder Vorhaben der
Stadt handelt, die die strukturelle Entwicklung der Stadt unmittelbar und nachhaltig beeinflussen oder die mit
erheblichen Auswirkungen fiir eine Vielzahl von Einwohnern/Einwohnerinnen verbunden sind. Die Einwohner-
versammlung kann auf Teile des Stadtgebietes beschrankt werden.

(3) Hat der Rat die Durchflihrung einer Einwohnerversammlung beschlossen, so setzt der/die Burgermeister/in Zeit
und Ort der Versammlung fest und I&adt alle Einwohner/innen durch 6ffentliche Bekanntmachung ein. Die in der
Geschéftsordnung fir die Einberufung des Rates festgelegten Ladungsfristen gelten entsprechend. Der/Die
Burgermeister/in fihrt den Vorsitz in der Versammlung. Zu Beginn der Versammlung unterrichtet der/die Bur-
germeister/in die Einwohner/innen tUber Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswirkungen der Planung bzw. des
Vorhabens. Anschlieend haben die Einwohner/innen Gelegenheit, sich zu den Ausfiihrungen zu &uf3ern und
sie mit dem vom Rat zu bestimmenden Ratsmitgliedern aller Fraktionen und dem Birgermeister/der Burger-
meisterin zu erdrtern. Eine Beschlussfassung findet nicht statt. Der Rat ist Uber das Ergebnis der Einwohner-
versammlung in seiner nachsten Sitzung zu unterrichten.

(4) Die dem Birgermeister/der Birgermeisterin aufgrund der Geschéaftsordnung obliegende Unterrichtungspflicht
bleibt unberiihrt.

§10
Sonstige Einwohnerversammlungen

(1) Der/Die Burgermeister/in kann zu Einwohnerversammlungen einladen, die ausschlie3lich zum Ziel haben, Ein-
wohnern Gelegenheit zu geben, ihr Anliegen vorzutragen.

(2) Das Recht des Blrgermeisters/der Blirgermeister/in, die Einwohner/innen zu informieren und insbesondere im
Rahmen der Erledigung der Geschéfte der laufenden Verwaltung Einwohnerversammiungen einzuberufen,
bleibt unberuhrt.

§11
Anregungen und Beschwerden

(1) Einwohnerinnen und Einwohner, die seit drei Monaten in der Gemeinde wohnen, haben das Recht, sich einzeln
oder in Gemeinschaft mit anderen in Textform nach § 126b BGB mit Anregungen oder Beschwerden an den
Rat zu wenden. Anregungen und Beschwerden missen Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgabenbereich
der Stadt Altena (Westf.) fallen.

(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt Altena (Westf.) fallen, sind von
dem/der Burgermeister/in an die zusténdige Stelle weiterzuleiten. Der/Die Antragsteller/in ist hierliber zu unter-
richten.

(3) Eingaben von Einwohnerinnen und Einwohnern, die

1. weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen, Erklarungen, Ansichten, etc),
2. inhaltlich mit bereits friiher eingereichten Anregungen und Beschwerden identisch sind,
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3. den Inhalt eines Strafgesetzes erfiillen oder
4. als rechtsmissbrauchliche Inanspruchnahme von 6ffentlichen Stellen anzusehen sind,

sind ohne Beratung vom Biirgermeister/von der Burgermeisterin zurtickzugeben.

(4) Fur die Erledigung von Anregungen und Beschwerden im Sinne von Abs. 1 bestimmt der Rat den Hauptaus-
schuss.

(5) Der fur die Erledigung von Anregungen und Beschwerden zustandige Hauptausschuss hat den Burgerantrag
inhaltlich zu prifen. Danach Giberweist er immer an die zur Entscheidung berechtigte Stelle. Bei der Uberwei-
sung kann er Empfehlungen aussprechen, an die die zur Entscheidung berechtigte Stelle nicht gebunden ist.

(6) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angelegenheit, die den Gegenstand eines Birgerantrages bildet,
an sich zu ziehen (8 41 Abs. 2, 3 GO), bleibt unberihrt.

(7) Dem/der Antragsteller/in kann aufgegeben werden, den Antrag in der fur eine ordnungsgeméfRe Beratung er-
forderliche Anzahl einzureichen, sofern eine Vervielfaltigung seitens der Stadt nicht oder nur mit unverhaltnis-
manRig hohem Aufwand oder unverhéltnisméaiig hohen Kosten mdéglich wére. Die Beratung kann in diesem Fall
bis zur Einreichung der notwendigen Unterlagen ausgesetzt werden.

(8) Der/Die Antragsteller/in ist tGiber die Stellungnahme des nach Abs. 4 zusténdigen Ausschusses durch den/die
Burgermeister/in zu unterrichten.

§12
Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder

(1) Der Rat fuhrt die Bezeichnung: Rat der Stadt Altena (Westf.).
(2) Die Mitglieder des Rates fuhren die Bezeichnung Ratsmitglieder.

§13
Dringliche Entscheidungen

Eilentscheidungen des Hauptausschusses oder Dringlichkeitsentscheidungen des Birgermeisters/der Blirgermeis-
terin mit einem Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 und 2 GO) bedirfen der Schriftform.

8§14
Ausschiisse

(1) Der Rat beschlief3t, welche Ausschiisse auf3er den in der Gemeindeordnung oder in anderen gesetzlichen Vor-
schriften vorgeschriebenen Pflichtausschiissen gebildet werden. Die Zahl der Ausschussmitglieder soll unge-
rade sein.

(2) Der Rat kann fir die Arbeit der Ausschiisse allgemeine Richtlinien aufstellen (Zustandigkeitsordnung).

(3) Die Ausschisse werden ermdchtigt, in Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches die Entscheidungen dem
Burgermeister/der Burgermeisterin zu Ubertragen.

(4) Der Rat kann fir einen bestimmten Kreis von Geschéften oder fiir einen Einzelfall die Entscheidung vorbehalten.

§15
Aufwandsentschadigung, Verdienstausfallersatz

(1) Die Anzahl der Fraktionssitzungen, fir die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 10 Sitzungen im Jahr be-
schrankt.

(2) Die Ratsmitglieder erhalten eine Aufwandsentschadigung in Form eines monatlichen Pauschalbetrages nach
Maf3gabe der Entschadigungsverordnung (EntschVO).

(3) Sachkundige Burger/innen und sachkundige Einwohner/innen erhalten fir die im Rahmen der Mandatsaus-
Ubung erforderliche Teilnahme an Ausschuss- und Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld nach MaRgabe der
Entschadigungsverordnung. Dies gilt unabhangig vom Eintritt des Vertretungsfalles auch fiir die Teilnahme an
Fraktionssitzungen als stellvertretendes Ausschussmitglied.

(4) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls, der ihnen durch die Man-

datsauslibung entsteht, soweit sie wahrend der Arbeitszeit erforderlich ist. Der Anspruch besteht auch fir ma-
ximal 8 Arbeitstage je Wahlperiode im Falle der Teilnahme an kommunalpolitischen Bildungsveranstaltungen,
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die der Mandatsausubung forderlich sind. Der Verdienstausfall wird fur jede Stunde der versdumten regelmagi-
gen Arbeitszeit berechnet, wobei die letzte angefangene Stunde voll zu rechnen ist. Der Anspruch wird wie folgt
abgegolten:

a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Regelstundensatz, es sei denn, dass sie ersichtlich keine
finanziellen Nachteile erlitten haben. Der Regelstundensatz wird auf nach der jeweiligen Fassung der Ent-
schVO festgesetzt.

b) Unselbststandigen wird im Einzelfall der den Regelstundensatz Uibersteigende Verdienstausfall gegen ent-
sprechenden Nachweis, z. B. durch Vorlage einer Bescheinigung des Arbeitgebers/der Arbeitgeberin, er-
setzt.

c) Selbststandige kdnnen eine besondere Verdienstausfallpauschale je Stunde erhalten, sofern sie einen den
Regelsatz Ubersteigenden Verdienstausfall glaubhaft machen. Die Glaubhaftmachung erfolgt durch eine
schriftliche Erklarung tber die Hoéhe des Einkommens, in der die Richtigkeit der gemachten Angaben versi-
chert wird.

d) Personen, die nicht oder weniger als 20 Stunden pro Woche erwerbstétig sind, jedoch einen Haushalt mit
mindestens zwei Personen flihren, wovon eine Person pflege- oder betreuungsbediirftiger Angehdriger ist
oder einen Haushalt mit mindestens drei Personen fihren, erhalten anstelle des Verdienstausfalles eine
Entschadigung in Form eines Stundenpauschalsatzes. Aufwendungen fir die entgeltliche Betreuung von
pflege- und betreuungsbedurftiger Angehdrigen wéahrend der Ausiibung des Mandats werden erstattet.

f) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den Betrag von 30,00 EURO je Stunde Uberschreiten.

(5) Stellvertretende Blrgermeister/innen nach § 67 Abs. 1 GO und Fraktionsvorsitzende -bei Fraktionen mit min-
destens acht Mitgliedern auch ein/e stellvertretende/r Vorsitzende/er, mit mindestens 16 Mitgliedern auch 2
stellvertretenden Vorsitzenden und mit mindestens 24 Mitgliedern auch drei stellvertretende Vorsitzende - er-
halten neben den Entschadigungen, die den Ratsmitgliedern nach § 45 GO NW zustehen, eine Aufwandsent-
schadigung nach § 46 GO NRW i.V.m. der EntschVO.

(6) Als regelmafige Arbeitszeit im Sinne von Abs. 3 Satz 2 gilt fir Hausfrauen und Selbststandige die Zeit von
08.00 - 18.00 Uhr mit Ausnahme einer einstiindigen Pause von 12.00 - 13.00 Uhr von Montag bis Freitag.

(7) Die Vorsitzenden der Ausschiisse des Rates erhalten grundsatzlich, mit Ausnahme des Wabhlpriifungsaus-
schusses, eine zusatzliche Aufwandsentschadigung nach 8§ 46 Satz 1 Nr. 2 GO i.V.m. 8 5 Abs. 5 S. 1 EntschVO
in der Form eines zusétzliches Sitzungsentgelts, die pro Sitzung ausgezahlt werden.

(8) Gremienmitglieder im Sinne des 8§ 113 Abs. 1 GO NRW haben Anspruch auf Erstattung von Kosten fiir Fortbil-
dungsmaflnahmen, die dem Erwerb der erforderlichen Sachkunde oder der Wahrnehmung ihrer Gremienauf-
gaben dienlich sind. Dies gilt nur, wenn die Gemeinde der Kostenlibernahme vorab zustimmt.

§16
Genehmigung von Rechtsgeschaften

(1) Vertrage der Stadt mit Mitgliedern des Rates oder der Ausschiisse sowie mit dem/der Birgermeister/in und den
leitenden Dienstkraften der Stadt bedurfen der Genehmigung des Rates.

(2) Keiner Genehmigung beddrfen:
a) Vertrage, die auf der Grundlage feststehender Tarife abgeschlossen werden,

b) Vertrage, denen der zustandige Ausschuss auf der Grundlage einer von der Stadt vorgenommenen Aus-
schreibung zugestimmt hat,

c) Vertrage, deren Abschluss ein Geschéaft der laufenden Verwaltung darstellt (§ 41 Abs. 3 GO).

(3) Leitende Dienstkrafte im Sinne dieser Vorschrift sind der/die Birgermeister/in und sein/ihr/seine/ihre allge-
meine/r Vertreter/in.

8§17
Burgermeister/in

(1) Dem Birgermeister/Der Biurgermeisterin obliegen die ihm/ihr gesetzlichen Gibertragenden Aufgaben. Geschéfte
der laufenden Verwaltung gelten im Namen des Rates als auf den Birgermeister/die Burgermeisterin tibertra-
gen, soweit nicht der Rat sich oder einem Ausschuss fur einen bestimmten Kreis von Geschéften oder einem
Einzelfall die Entscheidung vorbehéalt. Der Birgermeister/Die Biirgermeisterin entscheidet nach pflichtgeméafiem
Ermessen dariliber, ob es sich um ein Geschéft der laufenden Verwaltung handelt. Nahere Einzelheiten sind in
der Zustandigkeitsordnung fur den Rat und die Ausschiisse festgelegt.
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(2) Der Rat wahlt aus seiner Mitte ohne Aussprache 2 ehrenamtliche Stellvertreter/innen des Birgermeisters/der
Blrgermeisterin.

(3) Der Burgermeister/Die Burgermeisterin wird insbesondere zu folgenden Entscheidungen erméchtigt:

(a) im Rahmen der Haushaltssatzung bis 100.000 EURO; zwangslaufig, auf gesetzlicher oder vertraglicher
Grundlage beruhende Aufgaben in unbegrenzter Hohe

(b) Uberschreitungen der Summen bei Auftragsvergaben, tiber die der Rat entschieden hat. (Der Rat ist davon
in der jeweils néchsten Sitzung zu unterrichten.)

(c) ob ein wichtiger Grund zur Ablehnung eines Ehrenamtes oder einer ehrenamtlichen Tatigkeit vorliegt. (Ge-
gen seinel/ihre Entscheidung ist der Widerspruch zuléassig, Gber den sie/er entscheidet.)

(d) Geldforderungen der Stadt (Steuern, Gebiihren- und sonstige Geldforderungen) bei Betragen bis
1. 1.000 EURO aus Billigkeitsgriinden zu erlassen,
2. 5.000 EURO unbefristet niederzuschlagen,
3. 25.000 EURO befristet niederzuschlagen,
in allen Ubrigen Féllen ist der Hauptausschuss zusténdig, bei einem Erlass jedoch nur bis zu 2.500 EURO

(e) Geldforderungen der Stadt (Steuern, Gebiihren und sonstige Geldforderungen) bei Betragen bis zu 75.000
EURO zu stunden. Daruber hinaus ist der Hauptausschuss zustandig

(f Klagen vor den ordentlichen Gerichten, den Arbeits- und Verwaltungsgerichten und bei Streitigkeiten zwi-
schen der Stadt als Vermieterin und den Mietern von Wohn- und sonstigen Raumen ohne Rucksicht auf den
Streitwert zu erheben

(9) gerichtliche und aufRergerichtliche Vergleiche abzuschlieRen, soweit das Stadtvermdgen mit nicht mehr als
15.000 EURO belastet wird, alle anderen Vergleiche bedirfen der Genehmigung durch den Rat der Stadt

(h) Kredite zur Umschuldung und zur Finanzierung von investiven Auszahlungen aufzunehmen, sowie Leasing-
vertrage und sonstige kreditdhnliche Geschafte abzuschliel3en

(i) Uber Entschadigungsleistungen in unbegrenzter Hohe zu entscheiden, sofern die Entschadigungshdhe
durch einen neutralen Gutachter vorgegeben wird

() im Rahmen des Wiederaufbauplanes Auftrage bis 216.000 EURO fir Bauleistungen, Liefer- und Dienstleis-
tungen, freiberufliche Leistungen zu erteilen.

(4) Prozesse, die mit Zustimmung und im Auftrag der kommunalen Schadensausgleiche oder fur andere Dritte auf
deren Kosten gefiihrt werden, sind als Geschéfte der laufenden Verwaltung anzusehen. Das gilt auch fur den
Abschluss von Vergleichen, denen die kommunale Schadensausgleich zugestimmt hat.

(5) Weitere Erméachtigungen des Biirgermeisters/der Biirgermeisterin kdnnen durch Beschluss des Rates oder der
Ausschiisse ausgesprochen werden.

§18
Vertretungen des Burgermeisters/der Birgermeisterin

Der Rat wabhlt einen hauptamtlichen Beigeordneten, der gleichzeitig allgemeiner Vertreter des Blrgermeisters/der
Birgermeisterin ist. Weitere Vertreter des Blrgermeisters/der Biirgermeisterin kbnnen vom Rat bestellt werden,
der dabei auch die Reihenfolge festlegt, in der sie diese Vertretung ausfiihren.

§19
Offentliche Bekanntmachung

(1) Offentliche Bekanntmachungen der Stadt, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden durch das
Amtliche Bekanntmachungsblatt — Amtsblatt des Markischen Kreises — vollzogen. Zusétzlich wird auf der Inter-
netseite der Stadt die Bekanntmachung veréffentlicht.

(2) Ist eine offentliche Bekanntmachung in der durch Abs. 1 festgelegten Form infolge héherer Gewalt oder sonsti-
ger unabwendbarer Ereignisse nicht méglich, so erfolgt die Bekanntmachung ersatzweise durch Aushang an
der Anschlagtafel im Haupteingang des Rathauses, Lidenscheider Str. 22.

(3) Ist der Hinderungsgrund entfallen, wird die 6ffentliche Bekanntmachung nach Abs. 1 unverziiglich nachgeholt.

§20
Zustandigkeit fur dienstrechtliche Entscheidungen

Fir die dienst- und arbeitsrechtlichen Entscheidungen hinsichtlich der Bediensteten der Stadt ist der Biirgermeis-
ter/die BUrgermeisterin zusténdig, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Entscheidungen, die das beam-
tenrechtliche Grundverhaltnis oder das Arbeitsverhéaltnis der Abteilungsleitungen zur Stadt Altena (Westf.) veran-
dern, sind durch den Rat im Einvernehmen mit dem Birgermeister/der Burgermeisterin zu treffen, soweit gesetzlich
nicht anderes bestimmt ist. Dabei handelt es sich insbesondere um beamtenrechtliche Ernennungen, Entlassun-
gen, Zurruhesetzung und den Abschluss, die Anderung, die Kiindigung oder die Aufhebung von Arbeitsvertragen.
Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, kann der Rat die Entscheidung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der
gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. Kommt eine Mehrheit nicht zustande, bleibt es bei der Personalkom-
petenz des Blrgermeisters/der Blirgermeisterin.
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8§21
Inkrafttreten

Die Hauptsatzung tritt am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung
vom 05.06.2023 auf3er Kraft.

Altena, den 16.07.2026

Stadt Altena (Westf.)
Der Birgermeister

gez.
Thal

Bekanntmachungsanordnung:
Die bevorstehende Satzung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

Hinweis:

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (GO

NRW) gegen diese Satzung kann nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkiindung nicht mehr geltend gemacht

werden, es sei denn:

a) Eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
fuhrt.

b) Die Satzung ist nicht ordnungsgeman offentlich bekannt gemacht worden.

c) Der Burgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet.

d) Der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenlber der Stadt Altena (Westf.) vorher gertigt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Altena, den 16.07.2026
Der Birgermeister

gez.
Thal
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Auszug 1
der Anlage gem. 8§ 3 (1) der Hauptsatzung

der Stadt Altena (Westf.) vom XX.XX.XXXX

1. Raumliche Abgrenzung der Stadtbezirke Dahle und Evingsen

2. StraRenverzeichnis (gem. Stand vom 23.06.2014)

Dahle

Altenaer Stral3e
Alter Weg

Am Beil

Auf der Ebene
Béackerssiepen

Netzschlade
Neuenrader StralRe
Niedermoller Stral3e
Rehecke

Evingsen

Am Breiten Acker
Am Ebberg

Am Rimberg

Am Schitzenplatz

In der Schledde
Im Springen

Im Tissenberg
In der Husstadt

Birkenweg Ruterschlad Am Sundern Hutte

Brautweg Samenholz An der Oelmuhle Kaysershof
Breitenstlick Schlettenhof An der Steinkuhle Ketteler Weg
Buchenweg Schulstralle Auf dem Brink Lampferweg
Dabhler Stral3e Sonnenstralie Auf dem Felde Lonsweg
Deifenholz Villenberg Auf dem Giebel Loéttringser Hahn
Ehrenmalstralle Villenbergstralle Auf dem Kamp Lottringser Weg
Eichenweg Waéldchen Auf dem Léttringsen MartinLutherStralle
Grubenweg Westerfelder StralRe Auf der Bocke Neuer Weg
Hasenkampstralie Hinter der Schule Auf dem Surenfeld Rissenberg
Hauptstralle Schirenstiick Auf dem Weithahn Scharpschnute
HochstralRe Kohlberg Bauernstralle Springer Straf3e
Im Hof Lanferstralle Brunnenstral3e Tannenweg

Im Nossenberg Dahlberg Uhlenweg
Kampenstralle Ebbergstralle Waldbergsley
Kohlberghaus Giebelweg WichernstralRe
Luckenbachweg Gosebruch Wilhelmshéhe
Ludmecke Graetzstrale Woulferschlaa
Mondhahnstral3e lhmerter Stralle Zur Roleye
Muhlenberg Im Eck Vorm Kalkofen
Muhlenstralie Im Hosenhof

MihlhofstraRe

Im Winkel



Auszug 2
der Anlage gem. 8§ 3 (1) der Hauptsatzung

der Stadt Altena (Westf.) vom XX.XX.XXXX

1. Raumliche Abgrenzung des Stadtbezirks Rahmede

2. StraRenverzeichnis (gem. Stand vom 10.11.2009)

Am Hellen Hahn Neuenrahmede Brinkweg
Am Stockey Niedergockeshohl KatharinenstralRe
Am Sudhang Nuggelnstick Reidemeisterweg
Oberer Ardeyweg Richard-Schirrmann-Stralie
An der Haardt Obergockeshohl
Bergfeld Paulusweg
Brandhagener Weg Petersfeld
Dickenhagen Ramberg
Drescheiderhagen Rahmedestral’e 141 Ende
Fuelbecker Stral3e Rohnert
Gottmecker Weg Roénscheid
Grol3endrescheid Rosmart
Griinewiese Rosmarter Weg
Rosmarter Allee
Heide Rosiepen
Hemecker Weg Rotenschlade
Homert Seckel
Horst Siepenschlade
Hummelnstiick Striicken
Taubenstein
Huckingen Teichweg
Junkernweg Unterer Ardeyweg
Kalkofenweg Waldemey
Kleinendrescheid Wildweg
Kreuzbuche Windberke
Lehmenohl
Lenscheid Worensiepen
Mosterhagen Zum Hohle
Muhlenrahmeder Stral3e Ardey
Muhlenbach
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2/ MARKISCHER KREIS

Offentliche Bekanntmachung der Kreiswahlleiterin
tber die Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlagen
fur die Landtagswahlkreise
121 - Markischer Kreis I, 122 - Markischer Kreis Il und 123 - Markischer Kreis Il
zur Wahl des 19. nordrhein-westfélischen Landtags am 25.04.2027

Nachdem der 25. April 2027 als Wahltag fur die Wahl des 19. nordrhein-westfalischen Landtags festgelegt wurde,
fordert die Kreiswabhlleiterin hiermit gemar § 22 Landeswahlordnung (LWahlO) in der zurzeit gliltigen Fassung auf,
Kreiswahlvorschlage fur die Landtagswahlkreise 121 - Méarkischer Kreis |, 122 - Markischer Kreis Il und 123 - Mar-
kischer Kreis Il einzureichen und weist ebenfalls auf die entsprechenden gesetzlichen Voraussetzungen fiir die
Einreichung von Wahlvorschlagen hin.

Das Gebiet des Mérkischen Kreises ist fur die Landtagswahl flachendeckend in die drei folgenden Wahlkreise ein-

geteilt:

« Wahlkreis 121 — Méarkischer Kreis | mit Altena, Iserlohn, Nachrodt-Wiblingwerde
und Werdohl

¢ Wahlkreis 122 — Markischer Kreis Il mit Balve, Hemer, Menden, Neuenrade und
Plettenberg

« Wahlkreis 123 — Markischer Kreis Il mit Halver, Herscheid, Kierspe, Lidenscheid,

Meinerzhagen und Schalksmiihle

Insbesondere auf die Bestimmungen des Landeswahlgesetzes (LWahlG) und der LWahlO in den zurzeit jeweils
glltigen Fassungen wird hingewiesen.
Zur Einreichung von Kreiswahlvorschlagen ist hieraus insbesondere Folgendes zu beachten:

1. Frist fur die Einreichung von Kreiswahlvorschlagen

Fur die Wahl zum 19. nordrhein-westfalischen Landtag am 25. April 2027 kdnnen Kreiswahlvorschlage der Wahl-
kreise 121, 122 und 123 gemal § 19 Absatz 1 LWahlIG bei der

Kreiswahlleiterin des Markischen Kreises
Geschéftsstelle Kreisorgane — FD 10
Heedfelder Stral3e 45
58509 Lidenscheid

bis spatestens Montag, den 15. Februar 2027 um 18.00 Uhr (Ausschlussfrist) schriftlich und im Original einge-
reicht werden.

Es wird empfohlen, die Wahlvorschldge nach Mdglichkeit friihzeitig vor Ablauf dieser Frist einzureichen. Etwaige
Méngel, die die Giiltigkeit des Wahlvorschlages beriihren, kénnen so rechtzeitig (d. h. vor Ablauf der Ausschluss-
frist) behoben werden. Bei personlicher Abgabe findet ad hoc keine Priifung der Unterlagen statt.

Verspatet eingereichte Wahlvorschlage sind nicht zulassungsfahig.
2. Waéhlbarkeit, Wahlberechtigung

2.1. Wahlbar ist jeder Wahlberechtigte, der am Wahltag das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat und seit
mindestens drei Monaten in Nordrhein-Westfalen seine Wohnung, bei mehreren Wohnungen seine
Hauptwohnung hat oder sich sonst gewdhnlich aufhélt und keine Wohnung aufRerhalb des Landes hat
(8 4 Absatz 1 LWahIG).

2.2. Nicht wahlbar ist, wer am Wahltag infolge Richterspruchs die Wahlbarkeit oder die Fahigkeit zur Beklei-
dung offentlicher Amter nicht besitzt (§ 4 Absatz 2 LWahlIG).

2.3. Wahlberechtigt ist, wer am Wahltag
a) Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes ist,
b) das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat und
¢) mindestens seit dem 16. Tag vor der Wahl in Nordrhein-Westfalen seine Wohnung, bei mehreren
Wohnungen seine Hauptwohnung hat oder sich sonst gewdhnlich aufhalt und keine Wohnung au-
Rerhalb des Landes hat (8 1 LWahIG).

2.4. Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt (8 2 LWahIG).
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3. Wahlvorschlagsrecht

Kreiswahlvorschlage kénnen von Parteien (§ 2 des Parteiengesetzes — PartG), Wahlergruppen (mitgliedschaftlich
organisierte Gruppen von Wahlberechtigten) und Einzelbewerbern eingereicht werden (§ 17a Absatz 1 LWahIG).

4. Beteiligungsanzeige

4.1. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht aufgrund eines
eigenen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder deren Parteieigenschatft nicht bei der letzten
Wahl zum Deutschen Bundestag festgestellt worden ist, kdnnen als solche einen Wahlvorschlag nur ein-
reichen, wenn sie der Landeswabhlleiterin ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt haben und der
Landeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat.

4.2. Zu diesem Zweck missen diese Parteien der

Landeswabhlleiterin
des Landes Nordrhein-Westfalen
40190 Dusseldorf (Postanschrift)
bzw.
FriedrichstraRe 62—-80
40217 Dusseldorf (Hausanschrift)

spatestens am Montag, 18. Januar 2027, bis 18.00 Uhr ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich ange-
zeigt haben (8 17a Absatz 2 LWahlIG). In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen und ggf.
welcher Kurzbezeichnung sich die Partei an der Wahl beteiligen will.

Die Anzeigefrist ist, wie die Einreichungsfrist bei Wahlvorschlagen, eine Ausschlussfrist. Verspatet ein-
gereichte Anzeigen sind unglltig und kénnen nicht mehr zur Anerkennung der Partei fur die Wahl fiihren.

Die Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Landesvorstandes, darunter dem Vorsitzenden
oder seinem Stellvertreter, persénlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen Lan-
desvorstand, so muss die Anzeige von den Vorstanden der nachstniedrigen Gebietsverbénde (8 7 Ab-
satz 2 PartG), die im Bereich des Landes liegen, entsprechend unterzeichnet sein.

Der Anzeige sind die schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der Partei sowie der Nachweis
Uber einen nach demokratischen Grundséatzen gewahlten Landesvorstand beizufligen. Der Anzeige sol-
len Nachweise Uber die Parteieigenschaft nach § 2 Absatz 1 Satz 1 PartG beigefugt werden. Vorsorglich
wird darauf hingewiesen, dass die Anzeige geméaR § 17a Absatz 2 LWahlIG nicht durch die Ubersendung
der Unterlagen gemaf 8§ 6 Absatz 3 PartG ersetzt wird, also unabhéngig von diesen Mitteilungen an den
Bundeswabhlleiter geboten ist.

Der Landeswahlausschuss stellt spatestens am Freitag, 5. Februar 2027 fest, welche Parteien im Bun-
destag oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl aufgrund eigener Wahlvorschlage ununterbrochen
vertreten sind, bei welchen Parteien die Parteieigenschaft bei der letzten Wahl zum Deutschen Bundes-
tag festgestellt worden ist, und welche Vereinigungen, die fur die anstehende Landtagswabhl ihre Beteili-
gung angezeigt haben, fiir diese Wabhl als Parteien anzuerkennen sind.

Zu der Sitzung des Landeswahlausschusses Uber die Feststellung der Parteieigenschaft werden die
Vereinigungen, die ihre Beteiligung an der Wahl angezeigt haben, von der Landeswabhlleiterin eingela-
den.

Die Feststellung des Landeswahlausschusses macht die Landeswabhlleiterin im Ministerialblatt 6ffentlich
bekannt. Sie ist fiir alle Wahlorgane verbindlich (§ 17a Absatz 4 LWahIG).

Soweit Parteien oder Vereinigungen durch die Entscheidung des Landeswahlausschusses an der Ein-
reichung von Wahlvorschlagen gehindert sind, kdnnen sie binnen vier Tagen nach Bekanntgabe Be-
schwerde zum Verfassungsgerichtshof des Landes Nordrhein-Westfalen erheben. Die Beschwerde
muss innerhalb der genannten Frist begriindet werden (§ 17a Absatz 5 LWahIG).

5. Mitglieder- oder Vertreterversammlung zur Wahl eines Wahlkreisbewerbers
5.1. Als Bewerber einer Partei oder einer Wahlergruppe kann in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt wer-
den, wer in einer Mitgliederversammlung oder in einer Vertreterversammlung hierzu gewahlt worden ist (8
18 Absatz 1 LWahIG).

Mitgliederversammlung ist eine Versammlung der wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder Wahler-
gruppe im Wabhlkreis. Vertreterversammlung (oder auch Delegiertenversammlung) ist eine Versammlung
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5.2.

5.3.

5.4.

5.5.

5.6.

5.7.

5.8.

der von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder Wahlergruppe im Wahlkreis aus ihrer Mitte ge-
wabhlten Vertreter.

Die an der Bewerberaufstellung stimmberechtigt Mitwirkenden missen in dem betreffenden Wahlkreis
zum Landtag wahlberechtigt sein. Die Wahlberechtigung muss am Tag des Zusammentritts der Versamm-
lung gegeben sein, nicht erst am Wabhltag. Das gilt sowohl fiir die Teilnehmer einer Mitgliederversammlung,
sei es zum Zwecke der Wahl des Bewerbers oder zum Zwecke der Wahl von Vertretern, als auch fiir die
Teilnehmer an einer Vertreterversammlung zur Wahl des Bewerbers (8§ 18 Absatz 2 LWahIG).

Als Bewerber einer Partei kann nur gewahlt werden, wer deren Mitglied ist und keiner anderen Partei
angehdrt oder wer keiner Partei angehort.

Als Vertreter flr eine Vertreterversammlung kann nur gewahlt werden, wer am Tage des Zusammentritts
der zur Wahl der Vertreter einberufenen Versammlung im Wahlkreis zum Landtag wahlberechtigt ist (§ 18
Absatz 3 LWahIG).

Die Bewerber und die Vertreter fur die Vertreterversammlungen sind in geheimer Abstimmung zu wéhlen.
Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist hierbei vorschlagsberechtigt.

Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit
vorzustellen (8§ 18 Absatz 2 LWahIG).

In Kreisen und kreisfreien Stadten, die mehrere Wahlkreise umfassen, kénnen die Bewerber fur diejenigen
Wabhlkreise, deren Gebiet die Grenze des Kreises oder der kreisfreien Stadt nicht durchschneiden, in einer
gemeinsamen Mitglieder- oder Vertreterversammlung gewahlt werden (8 18 Absatz 4 LWahIG).

Die Wahlen der Bewerber und der Vertreter fur die Vertreterversammlungen sind innerhalb der letzten 15
Monate vor Ablauf der Wahlperiode durchzufiihren (§ 18 Absatz 5 LWahIG).

Der Vorstand des Landesverbandes oder, wenn Landesverbénde nicht bestehen, die Vorstande der
nachstniedrigen Gebietsverbande (8 7 Absatz 2 PartG), in deren Bereich der Wahlkreis liegt, oder eine
andere in der Parteisatzung hierfir vorgesehene Stelle kénnen gegen den Beschluss einer Mitglieder-
oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstimmung zu wie-
derholen. Ihr Ergebnis ist endgultig (8§ 18 Absatz 6 LWahIG).

Das Nahere Uber die Wahl der Vertreter fir die Vertreterversammlung, Uber die Einberufung und Be-
schlussfahigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie Uber das Verfahren fir die Wahl der
Bewerber regeln die Parteien und Wahlergruppen durch ihre Satzung (8§ 18 Absatz 7 LWahIG).

Eine Ausfertigung der Niederschrift Gber die Wahl des Bewerbers mit Angaben tber Ort und Zeit der Ver-
sammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen wahlberechtigten Mitglieder und Ergebnis der Ab-
stimmung ist mit dem Kreiswahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Leiter der Versammlung und
zwei von diesem bestimmten Teilnehmer gegeniiber der Kreiswahlleiterin an Eides statt zu versichern,
dass die Wahl des Bewerbers in geheimer Abstimmung erfolgt und den Bewerbern Gelegenheit gegeben
worden ist, sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Die Beibringung
einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Ein-
reichungsfrist ist Voraussetzung fur das Vorliegen eines glltigen Kreiswahlvorschlags (8 18 Absatz
8 LWahIG).

Inhalt und Form des Kreiswahlvorschlags

6.1.

6.2.

6.3.

Der Kreiswahlvorschlag soll gemar § 23 Absatz 1 LWahlO nach dem Muster der Anlage 11a LWahlO

eingereicht werden. Er muss enthalten:

a) den Namen und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung der Partei oder Wahlergruppe, die den Kreis-
wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschlage von Einzelbewerbern kdnnen durch ein Kennwort gekenn-
zeichnet werden,

b) den Familiennamen, den Vornamen, den Beruf oder Stand, das Geburtsdatum, den Geburtsort und
die Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers.

Der Kreiswahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten. Ein Bewerber darf — unbeschadet seiner Be-
werbung in einer Landesliste — nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden. In einen Kreiswahlvor-
schlag darf nur aufgenommen werden, wer seine Zustimmung schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist
unwiderruflich.

Die ordnungsmafige Abgabe der Zustimmungserkldrung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist
Voraussetzung fiir die Abgabe eines gultigen Kreiswahlvorschlags (8 19 Absatz 3 LWahIG).

Als Bewerber einer Partei kann nur gewahlt werden, wer deren Mitglied ist und keiner anderen Partei
angehdrt oder wer keiner Partei angehort (8 18 Absatz 3 LWahlG). Eine entsprechende Versicherung an
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Eides statt des Wahlbewerbers ist dem Kreiswahlvorschlag beizufigen (8 23 Absatz 3 Nummer 4
LWahlO).

6.4. Zu den erforderlichen Anlagen des Kreiswahlvorschlags siehe nachfolgend Ziffer 10.
7. Vertrauenspersonen

Der Kreiswahlvorschlag soll Namen, Anschriften und Telefon-Nummern einer Vertrauensperson und einer stell-
vertretenden Vertrauensperson — maglichst mit Telefon-Nummer und E-Mail-Adresse — enthalten. Fehlt eine
solche Bezeichnung, so gelten der erste Unterzeichner als Vertrauensperson und der zweite als stellvertretende
Vertrauensperson (8§ 19 Absatz 4 LWahIG).

Vertrauensperson und stellvertretende Vertrauensperson sind kraft Gesetzes Bevollméchtigte des Wahlvor-
schlagstragers fur das Prufungs- und Zulassungsverfahren. Soweit im LWahlG nichts anderes bestimmt ist,
sind nur noch die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson, jede fir sich, berechtigt, ver-
bindliche Erklarungen zum eingereichten Kreiswahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

Zur Erleichterung der unmittelbaren Kommunikation mit der Kreiswabhlleiterin ist es zweckmaRig, solche Perso-
nen zur Vertrauensperson und zur stellvertretenden Vertrauensperson zu bestimmen, die im Méarkischen Kreis
oder in ndheren Umgebung wohnen.

8. Unterzeichnung des Kreiswahlvorschlags

Kreiswahlvorschlége von Parteien sind von mindestens 3 Vorstandsmitgliedern des Landesverbandes, darunter
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, personlich und handschriftlich zu unterzeichnen (8 19 Absatz 2
Satz 1 LWahIG, § 23 Absatz 1 Satz 3 LWahlO).

Hat eine Partei keinen Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation, so missen die Kreiswahl-
vorschlage von mindestens je 3 Vorstandsmitgliedern — darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter
— der nachstniedrigen Gebietsverbande (8§ 7 Absatz 2 PartG), in deren Bereich der Wahlkreis liegt, persénlich
und handschriftlich unterzeichnet sein (8 23 Absatz 1 Satz 4 LWahlO).

Die Unterschriften des einreichenden Vorstandes genligen, wenn dieser innerhalb der Einreichungsfrist nach-
weist, dass der Landeswahlleiterin eine schriftliche, dem § 23 Absatz 1 Satz 3 LWahlO entsprechende Voll-
macht der anderen beteiligten Vorstande vorliegt (8 23 Absatz 1 Satz 5 LWahlO).

Die ordnungsgemaRe Unterzeichnung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung fur das Vor-
liegen eines gultigen Kreiswahlvorschlags.

9. Unterstiitzungsunterschriften

9.1. Kreiswahlvorschlége von Parteien, die nicht im Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen oder im Deut-
schen Bundestag aufgrund eines Kreiswahlvorschlags aus dem Land ununterbrochen seit deren letzter
Wahl vertreten sind oder bei der letzten Landtagswahl ein endgiltiges Wahlergebnis bei den Zweitstimmen
von mehr als 1 Prozent erreicht haben, miissen auRerdem von

mindestens 200 Wahlberechtigten
des Wahlkreises

personlich und handschriftlich unterzeichnet sein (Unterstitzungsunterschriften). Die Wahlberechti-
gung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahlvor-
schlags nachzuweisen (8§ 19 Absatz 2 LWahIG).

9.2. Andere Kreiswahlvorschlage, also Wahlvorschlage von Wahlergruppen und Einzelbewerbern, miissen
ebenfalls von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises personlich und handschriftlich un-
terzeichnet sein. Auch bei diesen Kreiswahlvorschlagen muss die Wahlberechtigung im Zeitpunkt der Un-
terzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlags nachzuweisen (§ 19 Absatz
2 LWahIG).

Drei Unterzeichner des Wahlvorschlags haben ihre Unterschrift auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu
leisten (§ 23 Absatz 1 LWahlO).

9.3. Die Unterstitzungsunterschriften sind auf amtlichen Formblattern nach Anlage 14a LWahlO zu erbringen.
Dabei ist Folgendes zu beachten (§ 23 Absatz 2 LWahlO):

a) Die Formblatter werden auf Anforderung in der benétigten Stiickzahl von der Kreiswabhlleiterin kosten-
frei geliefert.
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9.4.

9.5.

Bei der Anforderung sind der Familienname, der Vorname und der Wohnort des vorgeschlagenen
Bewerbers und die Bezeichnung (und ggf. Kurzbezeichnung) der Partei oder Wahlergruppe, die den
Kreiswahlvorschlag einreichen will, anzugeben (bei einem Einzelbewerber ggf. ein Kennwort). Die
Kreiswabhlleiterin hat diese Angaben im Kopf der Formblatter zu vermerken.

Des Weiteren sind Name und Kontaktdaten des fir die Verarbeitung der mit der Unterstiitzungsunter-
schrift angegebenen personenbezogenen Daten Verantwortlichen anzugeben (siehe Ziffer 2 der Ruick-
seite der Anlage 14a LWahlO).

b) Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstiitzen, mussen die Erklarung auf dem
Formblatt persénlich und handschriftlich unterschreiben. Die Angaben zum Familiennamen, Vor-
namen, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichnenden sowie der Tag der Un-
terzeichnung sind vom Unterzeichnenden persdnlich und handschriftlich auszufillen.

c) Fur jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt nach Anlage 14a LWahlO eine Bescheinigung der
Gemeindebehérde des jeweiligen Wohnortes beizufiigen, dass er im Zeitpunkt der Unterzeichnung
in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigt ist. Die Bescheinigung kann auch als Einzelbeschei-
nigung nach dem Muster der Anlage 15 LWahlO gesondert erteilt werden.

Einzelbescheinigungen des Wahlrechts sollten vom Wahlvorschlagstrager vor der Einreichung des
Kreiswahlvorschlags mit den dazugehdérigen Unterstiitzungsunterschriften verbunden werden.

Wer fir einen anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss nachweisen, dass der
Betreffende den Kreiswahlvorschlag unterstitzt.

d) Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere Kreis-
wahlvorschlage unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Kreiswahlvorschlagen ungl-
tig. Die gleichzeitige Unterzeichnung einer Landesliste bleibt hiervon unberiihrt. Die Unterzeichnung
des Kreiswahlvorschlags durch den Bewerber ist zuléssig.

e) Kreiswahlvorschlége von Parteien und Wahlergruppen dirfen erst nach Aufstellung des Bewerbers
durch eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstuit-
zungsunterschriften sind ungultig.

Die Vorlage ausreichender Unterstiitzungsunterschriften mit ordnungsgemaRer Unterzeichnung
und dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum Ablauf der Einreichungsfrist
ist Voraussetzung fiir das Vorliegen eines gliltigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann
infolge von Umsténden, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht
werden (8 19 Absatz 2 LWahlIG).

Nicht ordnungsgemaf erlangte Unterschriften werden gegebenenfalls als ungultig gewertet. Insoweit kann
auch ein strafbares Wahldelikt vorliegen (z. B. Wahlfalschung nach § 107a Strafgesetzbuch — StGB — oder
Wahlertauschung nach § 108a StGB in Verbindung mit § 108d StGB).

10. Anlagen des Kreiswahlvorschlags nach der LWahlO

Alle erforderlichen Vordrucke nach den gesetzlichen Mustern flr einen vollstandigen Kreiswahlvorschlag nach An-
lage 11a in aktuell glltigen Fassungen werden auf Anforderung bei der Kreiswabhlleiterin (siehe Anschrift unter Ziffer
1.) kostenfrei nach telefonischer Vereinbarung (02351/ 966-6142 oder -6317) zur Verfigung gestellt:

a)

b)

Zustimmungserklarung und Versicherung an Eides statt zur Parteimitgliedschaft (An-lage 12a
LWahlO):

Die Erklarung des vorgeschlagenen Bewerbers, dass er seiner Aufstellung zustimmt und fur keinen anderen
Kreiswahlvorschlag seine Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat.

Fur den Bewerber einer Partei zusatzlich dessen Versicherung an Eides statt gegentber der Kreiswabhllei-
terin, dass er Mitglied der Partei ist, die ihn aufgestellt hat, und keiner weiteren Partei angehort, oder keiner
Partei angehort.

Die Zustimmungserklarung und die Versicherung an Eides statt konnen auch auf dem Kreiswahlvorschlag
(Anlage 11a LWahlO) abgegeben werden.

Wahlbarkeitsbescheinigung (Anlage 13 LWahlO):

Eine Bescheinigung der zustédndigen Gemeindebehérde, dass der vorgeschlagene Bewerber wéhlbar ist.
Die Bescheinigung kann alternativ auch auf dem Kreiswahlvorschlag (Anlage 11a LWahlO) erteilt werden.
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c) Niederschrift der Mitglieder- oder Vertreterversammlung (Anlage 9a LWahlO) und Versicherung an
Eides statt (Anlage 10a LWahlO):
Bei Kreiswahlvorschlagen von Parteien oder Wahlergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift Gber die
Versammlung der Partei oder Wéahlergruppe zur Aufstellung des Bewerbers (im Falle eines Einspruchs nach
§ 18 Absatz 6 LWahlIG auch eine Ausfertigung der Niederschrift Uber die wiederholte Abstimmung) — mit der
nach § 18 Absatz 8 LWahIG vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt.

Bei Wahlvorschlagen fiur mehrere Wahlkreise (siehe Ziffer 5.4) brauchen die Ausfertigung der Niederschrift
der gemeinsamen Mitglieder- oder Vertreterversammlung und die Versicherung an Eides statt nur einem
Kreiswahlvorschlag beigefiigt zu werden.

d) Die Vordrucke a)-c) sowie der Kreiswahlvorschlag nach Anlage 11a stehen auch im Internet unter der Ad-
resse
https://www.maerkischer-kreis.de/der-kreis/wahlen/landtagswahl-2027
im PDF-Format zum Download zur Verfigung. Diese sind ebenfalls elektronisch ausftllbar.

Auf das Kandidatenportal der Landeswabhlleiterin im Internet wird hingewiesen. In dem Portal kbnnen die
Vordrucke fir die Teilnahme an der Landtagswahl 2027 online ausgefilllt, verwaltet, heruntergeladen und
ausgedruckt werden, Das Kandidatenportal unterstiitzt durch eine benutzerfreundliche Menufiihrung, ergan-
zende Hilfetexte sowie Zusatzfunktionen wie die Autovervollstandigung von Adresseingaben bei der Daten-
eingabe. Mehrfach benétigte Angaben miissen nur einmal eingegeben werden. Warnmeldungen und eine
abschlieRende Plausibilitits- und Vollstandigkeitskontrolle weisen auf mdégliche Unstimmigkeiten hin, so
dass Fehleingaben tUberprift und noch vor der Einreichung des Wahlvorschlags berichtigt werden kdnnen.
Rucksprachen bei der Vertrauensperson des Wahlvorschlags kdnnen so verhindert und zusétzliche Arbeits-
aufwénde vermieden werden.

Die Zugangsdaten kénnen bei dem Kreiswahlblro angefordert werden (Telefon: 02351/ 966-6142 oder -
6317, E-Mail: wahlen@maerkischer-kreis.de).

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass der Wahlvorschlag selbst (samt Anlagen) im Original eingereicht
werden muss.

e) Unterstitzungsunterschriften (Anlage 14a LWahlO):
Die erforderliche Zahl an Unterstiitzungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der Unter-
zeichner (auf dem Formblatt Anlage 14a LWahlO oder gesondert nach Anlage 15 LWahlO), sofern der
Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wabhlkreises unterzeichnet sein muss.

f) Die Vordrucke nach e) werden auf Anforderung zur Verfiigung gestellt. Auf die Ausfiihrungen in Ziffer 9.3
wird verwiesen.
Fur Parteien und Wahlergruppen kénnen sie erst angefordert werden, wenn der Bewerber durch eine Mit-
glieder- oder Vertreterversammlung aufgestellt ist.

11. Zuriicknahme und Anderung eines Kreiswahlvorschlags

11.1. Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklarung der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson zuriickgenommen werden, solange nicht tiber seine Zulassung entschie-
den ist (§ 23 Absatz 1 Satz 1 LWahIG).

Ein nach § 19 Absatz 2 LWahIG von mindestens 200 Wahlberechtigten unterzeichneter Kreiswahlvor-
schlag kann auch von der Mehrheit der Unterzeichner durch eine von ihnen personlich und handschriftlich
unterzeichnete Erklarung zuriickgenommen werden (8 23 Absatz 1 Satz 2 LWahIG).

11.2. Nach Ablauf der Einreichungsfrist kann ein Kreiswahlvorschlag nur durch gemeinsame schriftliche Erkla-
rung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson und nur dann geéndert werden,
wenn der Bewerber verstorben ist oder die Wéahlbarkeit verloren hat.

In solchen Féllen haben die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson durch gemein-
same schriftliche Erklarung spatestens bis zur Zulassung einen neuen Bewerber zu benennen. Das durch
§ 18 LWahIG vorgeschriebene Verfahren braucht in solchen Fallen nicht eingehalten zu werden; der Un-
terschriften nach § 19 Absatz 2 Satz 3 LWahlIG bedarf es nicht (§ 23 Absatz 2 Satz 1 bis 3 LWahIG).

11.3.Nach der Entscheidung tiber die Zulassung eines Kreiswahlvorschlags ist jede Anderung ausgeschlossen
(8 23 Absatz 2 Satz 4 LWahIG).

12.Vorpriufung der Kreiswahlvorschlage
12.1. Die Kreiswahlvorschlage werden unverziglich nach Eingang von der Kreiswahlleiterin gepriift. Werden
Mangel festgestellt, so benachrichtigt die Kreiswahlleiterin umgehend die Vertrauenspersonen und fordert

sie auf, diese rechtzeitig zu beseitigen (8 21 Absatz 1 LWahIG).
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12.2.

12.3.

12.4.

Méngel, die einen glltigen Kreiswahlvorschlag nicht zustande kommen lassen, kdnnen nur bis zum Ablauf
der Einreichungsfrist beseitigt werden (§ 24 Absatz 1 Satz 3 LWahlO).

Ein glltiger Kreiswahlvorschlag liegt nicht vor, wenn

a) der Wahlvorschlag nicht ordnungsgemaR unterzeichnet ist (siehe Ziffer 8),

b) die erforderlichen Unterstiitzungsunterschriften mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unter-
zeichner fehlen (siehe Ziffer 9.4),

c) die Ausfertigung der Niederschrift iber die Aufstellung des Bewerbers oder die dazugehdérige Versi-
cherung an Eides statt fehlen (siehe Ziffer 5.8),

d) die Zustimmungserklarung des Bewerbers fehlt (siehe Ziffer 6.2).

Nach Ablauf der Einreichungsfrist bis zur Zulassung kénnen nur noch Mangel an sich gultiger Kreiswahl-
vorschlage behoben werden. Die von ihr gepriiften Kreiswahlvorschlage tibersendet die Kreiswahlleiterin
der Landeswahlleiterin in einem von der Landeswabhlleitung bestimmten elektronischen Verfahren. Die
Walhlleiter treffen geeignete technische und organisatorische MaRhahmen zum Schutz vor unbefugtem
Zugriff auf die Daten (§ 24 Absatz 1 Satz 4 bis 6 LWahlO).

Nach der Entscheidung uber die Zulassung eines Kreiswahlvorschlags durch den Kreiswahlausschuss ist
jede Mangelbeseitigung ausgeschlossen (§ 21 Absatz 2 LWahlG).

Gegen Verfigungen der Kreiswahlleiterin im Mangelbeseitigungsverfahren kann die Vertrauensperson —
im Falle der Verhinderung ihr Stellvertreter — den Kreiswahlausschuss anrufen (§ 21 Absatz 1 LWahIG).

In solchen Fallen hat der Kreiswahlausschuss der Vertrauensperson Gelegenheit zur miindlichen Stel-
lungnahme zu geben (8§ 24 Absatz 4 Satz 1 LWahlO).

Uber den Einspruch ist spatestens am Tage nach seiner Erhebung zu entscheiden
(8 24 Absatz 4 Satz 2 LWahlO).

13. Zulassung der Kreiswahlvorschléage

13.1.

13.2.

13.3.

13.4.

13.5.

Uber die Zulassung der Kreiswahlvorschlige entscheidet der Kreiswahlausschuss spéatestens am Frei-
tag, 26. Februar 2027, in offentlicher Sitzung (8§ 21 Absatz 3 Satz 1 LWahIG, § 10 Absatz 3 Satz 3
LWahIG).

Zu der Sitzung des Kreiswahlausschusses werden die Vertrauenspersonen der Kreiswahlvorschlage von
der Kreiswahlleiterin eingeladen (§ 25 Absatz 1 LWahlO). Ort, Zeit und Gegenstand der Beratungen des
Kreiswahlausschusses werden entsprechend der gesetzlichen Bestimmungen 6ffentlich bekannt gemacht
(8 3 Absatz 2 Satz 1 LWahlO).

Gemal § 21 Absatz 3 Satz 2 LWahIG hat der Kreiswahlausschuss Kreiswahlvorschlage zurlickzuweisen,

wenn sie

a) verspatet eingereicht sind,

b) den Anforderungen nicht entsprechen, die durch LWahIG oder LWahlO aufgestellt sind, oder

¢) aufgrund einer Entscheidung nach Artikel 9 Absatz 2, Artikel 21 Absatz 2 des Grundgesetzes oder
Artikel 32 Absatz 2 der Verfassung fur das Land Nordrhein-Westfalen unzulassig sind (verbotene bzw.
verfassungswidrige Parteien, Vereinigungen und Personen).

Fehlt bei einem Kreiswahlvorschlag eines Einzelbewerbers das Kennwort, ist es dem demokratischen
Wahlverfahren unangemessen oder ist es geeignet, Verwechslungen mit anderen Kreiswahlvorschlagen
hervorzurufen, so erhélt der Kreiswahlvorschlag den Nachnamen des Bewerbers als Kennwort (§ 25 Ab-
satz 4 Satz 1 LWahlO).

Geben die Namen mehrerer Parteien oder Wéhlergruppen oder deren Kurzbezeichnungen zu Verwechs-
lungen Anlass, so fligt der Kreiswahlausschuss nach Anhérung der erschienenen Vertrauenspersonen der
betroffenen Wahlvorschlage einem oder mehreren Wahlvorschlagen eine Unterscheidungsbezeichnung
bei; hat der Landeswahlausschuss eine Unterscheidungsregelung getroffen, so gilt diese (8 25 Absatz 4
Satz 2 LWahlO).

Die Kreiswahlleiterin verkiindet die Entscheidung des Kreiswahlausschusses im Anschluss an die Be-
schlussfassung.

Weist der Kreiswahlausschuss einen Kreiswahlvorschlag zurtick, so kann binnen drei Tagen nach Ver-
kiindung der Entscheidung Beschwerde an den Landeswahlausschuss eingelegt werden. Beschwerdebe-
rechtigt sind die Vertrauensperson des Kreiswahlvorschlags, die Landeswahlleiterin und die Kreiswahllei-
terin (8§ 21 Absatz 4 Satz 1 LWahIG).

Die Landeswabhlleiterin und die Kreiswabhlleiterin kbnnen auch gegen eine Entscheidung, durch die ein
Kreiswahlvorschlag zugelassen wird, Beschwerde erheben (8 21 Absatz 4 Satz 2 LWahIG).
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Die Beschwerde der Vertrauensperson ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Landeswabhlleiterin
oder bei der Kreiswahlleiterin einzulegen (8 26 Absatz 1 Satz 1 LWahlO).

In der Beschwerdeverhandlung sind die erschienenen Beteiligten zu héren. Die Entscheidung Uber die
Beschwerde muss spétestens am 9. Mérz 2027 getroffen werden. Die Beschwerdeentscheidung ist fir
die Aufstellung der Bewerber zur Wahl endgultig. Sie schlie3t die Erhebung eines Einspruchs im Wahl-
prifungsverfahren nach § 1 des Wahlpriifungsgesetzes NW nicht aus (8§ 21 Absatz 4 Satz 3 bis 6
LWahlG).

14. Bekanntmachung der Kreiswahlvorschlage

Die Kreiswahlleiterin macht die zugelassenen Kreiswahlvorschlage spatestens am 14. Marz 2027 im Amtlichen
Bekanntmachungsblatt des Mérkischen Kreises unter

http://www.maerkischer-kreis.de/
offentlich bekannt (§ 22 Absatz 1 LWahIG).

Ludenscheid, 15.07.2026

Die Kreiswahlleiterin
der Wahlkreise 121, 122 und 123

gez.
Dienstel-Kumper
Kreisdirektorin
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Bekanntmachung der Stadt Halver

1. Anderungssatzung zur Satzung liber die Erhebung von Gebiihren fiir die Durchfiihrung der Brandverhii-
tungsschau und sonstiger brandschutztechnischer Leistungen in der Stadt Halver vom 05.08.2016

Aufgrund
a) der 88 7, 41 Abs. 1 und 77 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der

Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des

Gesetzes vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. S. 618),

b) des § 52 Abs. 5 in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und § 26 des Gesetzes lber den Brandschutz,

die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886),

c) der 88 4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969

(GV. NRW. S. 712) zuletzt gedndert durch Gesetz vom 5. Méarz 2024 (GV. NRW. S. 155), hat der Rat der

Stadt Halver am 13.07.2026 folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1:

Die Satzung Uber die Erhebung von Geblhren fur die Durchfiihrung der Brandverhutungsschau und sonstiger
brandschutztechnischer Leistungen in der Stadt Halver vom 05.08.2016 wird wie folgt geandert:

1. In 8 3 Abs. 1 Satz 1 wird ,Satzen der Verwaltungsgebihrenordnung“ durch , Tarifen zur Verwaltungsgebihren-
satzung"“ ersetzt.

2. Anlage 1 zur Satzung Uber die Erhebung von Gebuhren fur die Durchfihrung der Brandverhitungsschau und
sonstiger brandschutztechnischer Leistungen in der Stadt Halver vom 05.08.2016 wird wie folgt gefasst:

Nr.

Tatbestand

Gebiihr

Durchfiihrung einer Brandverhiitungsschau am Objekt nach Dauer der
Amtshandlung einschl. Erstellung des Prufberichts, (30 Arbeitswerte gem.
KUO = 42,00 € zzgl. USt.)

je angefangene ¥ Stunde

49,98 €

Vor- und Nachbereitung der Brandverhiitungsschau nach Arbeitsaufwand

je angefangene % Stunde

30,00 €

Leistungen dem 8 2 Abs. 1 Buchst. b)

je angefangene ¥ Stunde

49,89 €

Leistungen gem. § 2 Abs. 1 Buchst. ¢) mit schriftlich erteilter gutachterlicher
Stellungnahme

je angefangene Stunde

99,96 €

Sonstige Leistungen, die unter den Ziffern 1-4 nicht erfasst._sind, z. B. Feu-
erwehreinsatzpléne, betriebliche Brandschutzordnungen, Ubernahme von
Brandmeldeanlagen am Objekt

je angefangene Stunde

99,96 €

Materialkosten

Abrechnung nach Aufwand

Tagespreis

3. §8 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

Gegen die Heranziehung zur Zahlung der Geblihr stehen dem Geblihrenschuldner die Rechtsbehelfe der Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwWGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Marz 1991 (BGBI. | S. 686) in
der aktuellen Version in Verbindung mit dem § 110 des Gesetzes (ber die Justiz im Land Nordrhein-Westfalen
(JustG NRW) vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30), in der jeweils geltenden Fassung zu.
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Artikel 2:
Diese Satzung tritt mit dem Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.
1.

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende Satzung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Gemal § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) wird darauf hingewiesen,
dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-West-
falen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkiindung nicht mehr

geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
fuhrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgeman éffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Birgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenuber der Stadt vorher gertigt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Halver, 14.07.2026

Stadt Halver
Der Birgermeister
gez.

(Armin Kibbert)

Stadt

LUdenscheid

Aot

Jahresabschluss und Lagebericht 2025
flr den Stadtreinigungs-, Transport- und Baubetrieb Liidenscheid - STL

Der Rat der Stadt Ludenscheid hat am 13.07.2026 den Jahresabschluss zum 31.12.2025 sowie den Lagebericht
2025 festgestellt und tber die Verwendung des Jahresergebnisses 2025 beschlossen.

Der Jahresfehlbetrag von 396.661,28 Euro wird wie folgt verwendet:

-368.367,02 € aus den hoheitlichen Betriebsbereichen
und

-28.294,26 € aus den gewerblichen Betriebsbereichen (BgA)

werden auf neue Rechnung vorgetragen.
Der Jahresabschluss und der Lagebericht 2025 stehen bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur
Einsichtnahme bei der Werkleitung des Stadtreinigungs-, Transport- und Baubetriebes Lidenscheid, Am Fuhrpark
14 in 58507 Ludenscheid wéhrend der Geschéftszeiten zur Verfliigung.
Die Wirtschaftsprifungsgesellschaft Friebe — Schellscheidt GmbH in Hagen hat die Jahresabschlusspriifung durch-
gefiihrt und mit Datum vom 08.Mai 2026 den nachfolgend dargestellten uneingeschrankten Bestatigungsvermerk
erteilt.

LBestatigungsvermerk des unabhangigen Abschlussprifers

An den Stadtreinigungs-, Transport- und Baubetrieb Liidenscheid (STL), Lidenscheid
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Prifungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Stadtreinigungs-, Transport- und Baubetriebes Lidenscheid (STL), Luden-
scheid — bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung fur das Geschéftsjahr
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschlieRlich der Darstellung der Bilanzierungs-
und Bewertungsmethoden — geprift. Darliber hinaus haben wir den Lagebericht des Stadtreinigungs-, Transport-
und Baubetriebes Lidenscheid (STL), Lidenscheid, fur das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember
2025 gepruft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse

e entspricht der beigefugte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) i. V. m. den einschlégigen deutschen fur
groflle Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der
deutschen Grundséatze ordnungsgemafer Buchflihrung ein den tatséchlichen Verhéltnissen entsprechen-
des Bild der Vermdgens- und Finanzlage der eigenbetriebsahnlichen Einrichtung zum 31. Dezember 2025
sowie ihrer Ertragslage fiir das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 und

o vermittelt der beigefligte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsahnli-
chen Einrichtung. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (EigvVO
NRW) und stellt die Chancen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemal § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklaren wir, dass unsere Prufung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungs-
maRigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts gefiihrt hat.

Grundlage fur die Prifungsurteile

Wir haben unsere Priifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Ubereinstimmung mit § 317 HGB nach
§ 103 der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (GO NRW) unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundséatze ordnungsgeméafer Abschlussprifung durchgefuhrt.
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsatzen ist im Abschnitt ,Verantwortung des Abschluss-
prufers fur die Prifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts* unseres Bestatigungsvermerks weitergehend
beschrieben. Wir sind von der eigenbetriebsahnlichen Einrichtung unabhangig in Ubereinstimmung mit den deut-
schen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflich-
ten in Ubereinstimmung mit diesen Anforderungen erfiillt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten
Prufungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fiir unsere Prufungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter fur den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fur die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der
Eigenbetriebsverordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (EigvVO NRW) i. V. m. den einschlagigen deutschen
fir groRe Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafir, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsétze ordnungsméaRiger Buch-
fihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der
eigenbetriebsahnlichen Einrichtung vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fur die internen
Kontrollen, die sie in Ubereinstimmung mit den deutschen Grundsétzen ordnungsméRiger Buchfiihrung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermdglichen, der frei von wesentlichen
falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulation der Rechtslegung und Vermdgens-
schadigungen) oder Irrtiimern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafur verantwortlich, die Fahigkeit der
eigenbetriebséhnlichen Einrichtung zur Fortfuhrung der Unternehmenstétigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben
sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfihrung der Unternehmenstatigkeit, sofern ein-
schlagig, anzugeben. Dariiber hinaus sind sie dafur verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortfihrung der Unternehmenstétigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatséchliche oder rechtli-
che Gegebenheiten entgegenstehen.

AuBerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fiir die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsahnlichen Einrichtung vermittelt sowie in allen wesentlichen Be-
langen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der EigVO NRW entspricht und die Chancen
und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
fur die Vorkehrungen und Maflinahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines
Lageberichts in Ubereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der EigvO NRW zu erméglichen, und um
ausreichende geeignete Nachweise flr die Aussagen im Lagebericht erbringen zu kénnen.
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Verantwortung des Abschlussprifers fur die Prifung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darliber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtiimern ist, und ob der Lagebericht
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebséhnlichen Einrichtung vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prifung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den Vorschriften der EigvVO NRW entspricht und die Chancen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung
zutreffend darstellt, sowie einen Bestatigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prufungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes MaR an Sicherheit, aber keine Garantie dafiir, dass eine in Ubereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsatze
ordnungsmaRiger Abschlussprifung durchgefiihrte Prifung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt.
Falsche Darstellungen kénnen aus dolosen Handlungen oder Irrtimern resultieren und werden als wesentlich an-
gesehen, wenn vernunftigerweise erwartet werden kénnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beein-
flussen.

Wahrend der Priifung Giben wir pflichtgeméafles Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.
Dariiber hinaus

« identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im
Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtimern, planen und fiihren Prifungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Priifungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind,
um als Grundlage fur unsere Prufungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen
resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wird, ist hdher als das Risiko, dass eine
aus Irrtimern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Falschungen, beabsichtigte Unvollstandigkeiten, irrefihrende Darstellungen
bzw. das Aul3erkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kdnnen.

« erlangen wir ein Verstandnis von den fur die Prifung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollen
und den fir die Prifung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und MalRnahmen, um Prufungshand-
lungen zu planen, die unter den Umstanden angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prifungsurteil
zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Mal3nahmen abzu-
geben.

¢ beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschatzten Werte und
damit zusammenhangenden Angaben.

« ziehen wir Schlussfolgerungen tber die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfihrung der Unternehmenstatigkeit sowie auf der Grundlage der
erlangten Prifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fahigkeit der Gesellschaft zur Fortfllhrung der Un-
ternehmenstatigkeit aufwerfen kénnen. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicher-
heit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestatigungsvermerk auf die dazugehdrigen Angaben im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser
jeweiliges Priifungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis
zum Datum unseres Bestatigungsvermerks erlangten Prifungsnachweise. Zukiinftige Ereignisse oder Ge-
gebenheiten kdnnen jedoch dazu fihren, dass die eigenbetriebséhnliche Einrichtung ihre Unternehmensta-
tigkeit nicht mehr fortfiihren kann.

« beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschlief3lich der Angaben
sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Geschéftsvorfélle und Ereignisse so darstellt, dass
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsétze ordnungsmafiger Buchfuhrung ein den
tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft
vermittelt.

« beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und
das von ihm vermittelte Bild von der Lage der eigenbetriebséhnlichen Einrichtung.

« fuhren wir Prifungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Priifungsnachweise vollziehen wir da-
bei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben
aus diesen Annahmen. Ein eigenstandiges Prufungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu
den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko,
dass kunftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.
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Wir erértern mit den fiir die Uberwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitpla-
nung der Prifung sowie bedeutsame Prifungsfeststellungen, einschliellich etwaiger bedeutsamer Mangel in inter-
nen Kontrollen, die wir wahrend unserer Prifung feststellen."

Ludenscheid, den 08. Mai 2026

gez. Christmann gez. Leuchtenberg
Wirtschaftsprifer Wirtschaftsprifer

Die Feststellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 2025 werden hiermit 6ffentlich bekanntgemacht.

Lidenscheid, 16.07.2026

Der Burgermeister

gez.
Sebastian Wagemeyer

Diese bffen‘t_liche Bekanntmachung kann auch unter www.luedenscheid.de in der Rubrik ,Rathaus und Burger /
Aktuelles / Offentliche Bekanntmachungen* eingesehen werden.

Stadt

L LUdenscheid

Einziehung von StraRen, Wegen und Platzen

Die Stadt Ludenscheid beabsichtigt, den Durchgang durch das Gebaude Rathausplatz 25 (Verbindungsweg zwi-
schen Rathausplatz und Martin-Niemoller-Strae), Gemarkung Liidenscheid-Stadt, Flur 32, Flurstiicke 184 (tlw.),
179 (tlw.), 205 (tlw.) und 206 (tlw.), einzuziehen.

Fur diese Grundstiicksflache besteht kein 6ffentliches Verkehrsbediirfnis mehr. Da die Flache fir den offentlichen
FuRRgangerverkehr gewidmet ist, wird die férmliche Einziehung dieser Flache erforderlich.

Die Absicht der Einziehung wird hiermit gem. 8 7 des Stral3en- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen
(StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV. NW. S. 1028), zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 01.02.2022 (GV. NRW. S. 122), bekannt gemacht, um Gelegenheit zu Einwendungen zu geben.

Einwendungen sind innerhalb von 3 Monaten nach Veréffentlichung dieser Bekanntmachung an die Stadt Liden-
scheid, Fachdienst Bauservice, Rathaus, Zimmer 526 (5. Etage), Rathausplatz 2, 58507 Liidenscheid, zu richten.

Die betroffene Flache und die Ausdehnung der Einziehung ist durch die gestrichelte Darstellung im nachstehenden
Lageplan ersichtlich:
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Dathhaiienl:

Lidenscheid, 16.07.2026

Der Burgermeister

gez.
Sebastian Wagemeyer

Diese offentliche Bekanntmachung kann auch unter www.rathaus-luedenscheid.de eingesehen werden.
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Stadt

LUdenscheid

Aot

Aufgrund des § 6 a Absatz 6 des Stralenverkehrsgesetzes vom 19.12.1952 (BGBI. | Seite 837) in der aktuell
geltenden Fassung und § 1 der Verordnung tber die Erméchtigung zum Erlass von Geblhrenordnungen nach § 6
a Absatz 6 und Absatz 7 des StralRenverkehrsgesetzes vom 04.02.1981 (GV. NW. Seite 48/SGV. NW. 92) in Ver-
bindung mit § 38 Buchstabe b) des Gesetzes liber Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehérden - Ordnungsbe-
hérdengesetz - (OBG) in der aktuell geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Liidenscheid am 13.07.2026 folgende
Parkgebiihrenordnung als Satzung beschlossen:

§1
Parkraumbewirtschaftung
1. In straBenverkehrsrechtlich 6ffentlichen Bereichen (StralRen, Wege, Platze, Parkpaletten und -garagen) ohne
eine ausreichende Anzahl von Stellplatzen fir Fahrzeuge kann die Stadt Lidenscheid die Parkzeit beschranken
und Einrichtungen zur Uberwachung der Parkzeit installieren (Parkraumbewirtschaftung). Damit soll erreicht

werden, dass moglichst viele Fahrzeuge nacheinander fir eine méglichst kurze und begrenzte Zeit dort parken
kdénnen.

2. Als Einrichtungen zur Uberwachung der Parkzeit kénnen in den Parkraumbewirtschaftungszonen Parkschein-
automaten angeordnet und aufgestellt werden. Alternativ kann eine Parkscheibenregelung angeordnet werden.

3. Sofern das Parken in Parkraumbewirtschaftungszonen gebuhrenpflichtig und nur nach Lésen eines Parkschei-
nes an den dort installierten Parkscheinautomaten oder einer vergleichbaren Regelung iber ein bargeldloses
Bezahlsystem zulassig ist, werden nach MaRRgabe dieser Parkgebiihrenordnung Gebuhren in unterschiedlicher
Hohe festgesetzt.

4. Fahrzeuge, die nach den Vorschriften des Elektromobilitdtsgesetzes als elektrisch betriebene Fahrzeuge gelten

und entsprechend gekennzeichnet sind, dirfen bis zu einer Dauer von drei Stunden ohne Ldsen eines Park-
scheins parken. Der Beginn des Parkvorgangs ist durch das Auslegen einer Parkscheibe erkennbar zu machen.

§2
Zonen, Zeiten und Gebihren
1. Eine Bewirtschaftung erfolgt in den in der Anlage aufgefihrten Parkraumbewirtschaftungszonen zu den dort
genannten Zeiten und Gebihren. Dabei werden die Parkgebiihren unter Berlicksichtigung der Auslastung der
unterschiedlichen Parkraumbewirtschaftungszonen mit entsprechend unterschiedlichen Geblhren erhoben.
Fir besonders ausgewiesene Bereiche gelten Sonderregelungen.

2. Die Mindestgebihr betragt 0,50 Euro. Darlber hinaus wird die Parkdauer in Abh&angigkeit von den unterschied-
lichen Tarifzonen minutengenau ausgewiesen.

3. Ubersteigen die gezahlten Parkgebiihren die gebiihrenpflichtige Zeit, wird das Restguthaben automatisch auf
den néchsten Tag Ubertragen.

4. Sofern in bestimmten Parkraumbewirtschaftungszonen keine durch Gebiihren kostendeckende Bewirtschaf-
tung mdglich ist, kann eine Umstellung auf eine Parkscheibenregelung erfolgen.

83
Inkrafttreten

Diese Parkgebihrenordnung tritt am 01.09.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Parkgebihrenordnung der Stadt Li-
denscheid vom 14.12.2016 auf3er Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit 6ffentlich bekanntgemacht.
Gemal § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfah-

rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs
Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-

fihrt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgeman offentlich bekanntgemacht worden,

c) die Birgermeisterin oder der Blrgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber der Gemeinde vorher gertigt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Ludenscheid, 16.07.2026

Der Burgermeister

Sebastian Wagemeyer

Diese offentliche Bekanntmachung kann auch unter www.luedenscheid.de in der Rubrik ,Rathaus & Burger / Aktu-

elles / Offentliche Bekanntmachungen* eingesehen werden.

Geblhrentarif

als Anlage zur Parkgebuhrenordnung der Stadt Ludenscheid vom

.2026

Bewirtschaftungszonen

Zeiten

Gebiihren
je angefangene
30 Minuten
oder Sondertarif

a) Parkplatze an Stral3en

Zone 1 (Innenstadtbereich)

Albrechtstralle

Altenaer Stral3e
vor dem Gebaude Nummer 14

BorsenstralRe

Corneliusstralle

Freiherr-vom-Stein-StralRe

FriedrichstraRe

Hermannstralle

HochstralRe (gg. Musikschule)

HumboldtstralRe

KarlstralRe

Kerksigstral3e

Knapper Stralle

Kolner Stral3e
von Haus-Nummer 15 bis 27

LessingstralRe

SchillerstralRe

Werdohler Stra3e
zwischen Wilhelm- und KénigstralRe

montags — freitags
samstags

08.00 - 20.00 Uhr
08.00 - 18.00 Uhr

0,50 €

Zone 2 (AuRBenbereich)

Altenaer StralRe
auf dem Verbindungsstiuck zur
BahnhofstralRe

Bahnhofsallee (nur Stral3e)

Loher Stral3e
von Haus-Nummer 1 bis
Abzweigung Schlittenbacher Stralle

Losenbacher Stralle

WeststralRe

montags - freitags
samstags

09.00 - 18.30 Uhr
09.00 - 16.00 Uhr

0,50 €

Tagespauschale
Monatspauschale

4,00 €
30,00 €
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Parkplatze mit eigener Zufahrt (teilweise mit Sondertarif)

Tiefgarage des Kulturhauses

07.00 - 23.00 Uhr

montags - sonntags in der 1. Stunde 0,50 €
ab der 2. Stunde 0,75 €

Abendpauschale 17.45 - 23.00 Uhr 2,00 €

Tagespauschale fur Teilnehmer

an geschlossenen Veranstal- | 07.00 - 19.00 Uhr 5,00 €

tungen im Kulturhaus

Tagesgebiihr fir die Uberlas- | je Ebene 75.00 €

sung von einzelnen Ebenen der | 07.00 - 19.00 Uhr '

Tiefgarage bei Veranstaltungen | je Ebene 10000 €

im Kulturhaus 07.00 - 23.00 Uhr '

Tagesgebuhr fur die Uberlas-

sur?g c?er gesamten Tiefgarage 07.00 - 19.00 Uhr 300,00 €

bei Grollveranstaltungen im

Kulturhass g 07.00 - 23.00 Uhr 350,00 €
Monatspauschale

eingeschrankte _ montags - sams- 50,00 €

Dauerparkberechtigung tags

07.00 - 19.00 Uhr

Sofern die Tiefgarage des Kulturhauses im Zusammenhang mit geschlos-
senen Veranstaltungen gesperrt ist und von Dauerparkberechtigen nicht
genutzt werden kann, gelten die Dauerparkberechtigungen an diesem
Tag auch auf jedem anderen 6ffentlichen bewirtschafteten Parkplatz.

07.00 - 24.00 Uhr

montags - sonntags in 1. Stunde 0,50 €
Parkgarage der Museen ab der 2. Stunde 0,75 €
eingeschrankte Monatspauschale 55.00 €
Dauerparkberechtigung 07.00 - 24.00 Uhr '
montags - freitags 08.00 - 20.00 Uhr
samstags 08.00 - 18.00 Uhr
Parkgarage Rathaus in 1. Stunde 050 €
ab der 2. Stunde 0,75 €
montags - freitags 08.00 - 20.00 Uhr
Parkplatz , Alte Post" samstags 08.00 - 18.00 Uhr
(Innenhof VHS) in 1. Stunde 0,50 €
ab der 2. Stunde 0,75 €
montags - freitags 08.00 - 20.00 Uhr
samstags 08.00 - 18.00 Uhr
in 1. Stunde 0,50 €
Parkpalette TurmstralRe ab der 2. Stunde 0,75 €
Dauerparkberechtigung auf der | Monatspauschale
unteren Ebene (Zufahrt Uber | ohne zeitliche 55,00 €
Freiherr-vom-Stein-StralRe) Einschréankung
montags - freitags 08.00 - 20.00 Uhr 0.50 €
samstags 08.00 - 18.00 Uhr '
Parkpalette Corneliusstralie . Monatspauschale
Dguerparkberechtlgung auf der ohne zepitliche 50,00 €
mittleren Ebene . -
Einschréankung
Parkplatz SchillerstraBe/ montags - freitags 08.00 - 20.00 Uhr 0.50 €
Ecke Hochstrale samstags 08.00 - 18.00 Uhr !
montags - freitags 09.00 - 18.30 Uhr
Parkplatz Theodor-Schulte-Platz samstags 09.00 - 16.00 Uhr 0,50 €
Parkplatz Tunneldecke Oberstadt Tagespauschale 4,00 €
Parkplatz Jahnplatz Monatspauschale 30,00 €
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Verordnung uber die Aufhebung
der Ordnungsbehdrdlichen Verordnung tber das Verbot des Verkaufs sowie der Ab- und Weitergabe
von Distickstoffmonoxid ,,Lachgas” an Minderjahrige im Stadtgebiet Liidenscheid
(Lachgasverkaufsverordnung) vom 10.07.2025

Der Rat der Stadt Lidenscheid hat am 13.07.2026 folgende Ordnungsbehérdliche Verordnung beschlossen.

§1

Aufhebung der Ordnungsbehérdlichen Verordnung

Die ,,Ordnungsbehdérdlichen Verordnung tber das Verbot des Verkaufs sowie der Ab- und Weitergabe von Disti-
ckstoffmonoxid ,Lachgas" an Minderjahrige im Stadtgebiet Ludenscheid (Lachgasverkaufsverordnung) vom
10.07.2025" wird aufgehoben.

§2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kratft.

Die vorstehende Ordnungsbehdérdliche Verordnung wird hiermit verkiindet.

Ludenscheid, 15.07.2026

Der Burgermeister

gez.
Sebastian Wagemeyer

Diese 6ffentliche Bekanntmachung kann auch unter www.luedenscheid.de in der Rubrik "Rathaus & Burger / Ak-
tuelles / Offentliche Bekanntmachungen" eingesehen werden.

Stadt

LUdenscheid

N

Satzung der Stadt Liidenscheid
Uber die Erhebung von Elternbeitragen fir die Betreuung und Forderung von Kindern in Kindertagesein-
richtungen, Kindertagespflege und des Offenen Ganztages im Primarbereich
(Elternbeitragssatzung) vom 15.07.2026

Der Rat der Stadt Lidenscheid hat am 13.07.2026 aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (SGV. NRW. 2023; GV. NRW. S. 666), des § 90
Absatz 1 Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII) in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.12.1998 (BGBI. S. 3546),
und nach 8 51 Gesetz zur frihen Bildung und Forderung von Kindern — Kinderbildungsgesetz — (KiBiz) in der
Fassung vom 29.11.2019 (GV. NRW. S. 877 ff vom 13.12.2019) - jeweils in der bei Erlass dieser Satzung geltenden
Fassung - folgende Satzung beschlossen:
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§1
Erhebung von Elternbeitragen
(1) Fur die Inanspruchnahme eines Betreuungsplatzes im Stadtgebiet Lidenscheid in Form von
1. der Betreuung in einer Kindertageseinrichtung im Stadtgebiet Lidenscheid

2. der Betreuung durch eine geeignete Tagespflegeperson im Haushalt der Tagespflegeperson oder im Haus-
halt der Personensorgeberechtigten oder in anderen geeigneten Raumen (Kindertagespflege) geman §8 22
bis 24 Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII) oder

3. der Teilnahme an einem auBerunterrichtlichen Angebot im Rahmen der Offenen Ganztagsschule (OGS)

erhebt die Stadt Lidenscheid als drtlicher Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe monatlich zu entrichtende, 6ffent-
lich-rechtliche Beitréage (Elternbeitrage).

(2) Die Berechnung und Durchfuihrung der Beitragserhebung wird durch die Stadt Ludenscheid vorgenommen.

(3) Die Beitrage sind entsprechend der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit zu entrichten, die durch die Stadt Liden-
scheid nach einer Einkommenspriifung festgesetzt und eingezogen werden.

(4) Naheres wird in der jeweiligen Benutzungsordnung fir die Kindertageseinrichtungen oder die Einrichtungen des
Offenen Ganztages der Stadt Lidenscheid geregelt.

§2
Beitragszeitraum und Betreuungsumfang

(1) Die Beitragspflicht beginnt mit dem 1. des Monats, fiir den ein rechtsverbindlicher Betreuungsvertrag mit einem
Trager einer Ludenscheider Kindertageseinrichtung, einer Tagespflegeperson oder einem Trager der Offenen
Ganztagsschule in Ludenscheid besteht. Sie endet mit Ablauf des Betreuungsvertrages. Im Falle einer Kiindi-
gung endet die Beitragspflicht mit Ablauf der Kiindigungsfrist des jeweiligen Betreuungsvertrages.

(2) Der Beitragszeitraum entspricht in der Regel dem Kita- oder Schuljahr (01.08. bis 31.07.) eines jeden Jahres.
Die Beitragspflicht wird durch SchlieBungszeiten der Kindertageseinrichtung oder der Einrichtung der Offenen
Ganztagsschule sowie durch Ausfallzeiten der Kindertagespflegeperson nicht beriihrt und bleibt unabhéangig
der tatsachlichen Nutzung des Platzes bestehen.

(3) Der Elternbeitrag wird fir die Betreuung in einer Lidenscheider Kindertageseinrichtung oder durch eine Tages-
pflegeperson entsprechend der vertraglich vereinbarten wochentlichen Gesamtbetreuungsstunden erhoben.

Sollte sich durch eine Anderung des Betreuungsumfanges wahrend eines laufenden Monats ein anderer Eltern-
beitrag ergeben, so ist der andere Beitrag ab dem 01. des auf die Anderung folgenden Monats zu zahlen.

(4) Die Betreuungsstunden im Rahmen eines auf3erunterrichtlichen Angebotes des Offenen Ganztages sind auf
acht Stunden pro Tag im Zeitraum von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr festgelegt. Die Berechnung des Beitrages erfolgt
pauschal fir die Teilnahme am Angebot des Offenen Ganztages.

(5) Die Stadt Ludenscheid kann im Rahmen eines pflichtgeméaflen Ermessens auf Antrag von der Erhebung des
Beitrags absehen, wenn auf3erordentliche Umstéande des Einzelfalls dies rechtfertigen (z. B. langfristige statio-
nare Behandlung des Kindes).

(6) Im Falle einer SchlieBungszeit von langer als vier Wochen am Stiick in stadtischen Kindertagesstatten oder den
Einrichtungen der Offenen Ganztagsschule wird den Beitragspflichtigen der Elternbeitrag riickwirkend von Amts
wegen ab dem ersten SchlieBungstag bis maximal in Hohe des eingesparten Personalaufwandes fur die Tage
erstattet, an denen keine Betreuung wahrgenommen wurde.

(7) Sofern ein Kind an der wéhrend der Betreuung angebotenen Mittags- oder vergleichbaren Mahlzeit teilnimmt,
wird ein kostendeckendes Entgelt erhoben. Die Stadt Liidenscheid erhebt das Entgelt flir Mahlzeiten nur fir die
Einrichtungen in stadtischer Trégerschaft. Freie Trager von Kindertageseinrichtungen oder des Offenen Ganz-
tages sowie Kindertagespflegepersonen erheben das Entgelt fiir Mahlzeiten selbststandig. Das Entgelt fiir Mahl-
zeiten verringert den Elternbeitrag nicht.
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§3
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig sind die Eltern oder die Adoptiveltern, mit denen das Kind zusammenlebt. Lebt das Kind nur
mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. Besteht ein paritatisches Wechselmodell,
so sind das Einkommen beider Elternteile zu berlcksichtigen.

(2) Wird das Kind nicht nur voriibergehend in Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII oder im Rahmen einer stationéren
Hilfe nach § 34 SGB VIl betreut, ist die Pflegefamilie oder der Trager der Einrichtung beitragspflichtig.

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.
§4
Ermittlung der Beitragshéhe

(1) Die Beitragspflichtigen werden fir die Betreuung in einer Ludenscheider Kindertageseinrichtung oder durch eine
Tagespflegeperson entsprechend der vertraglich vereinbarten wdchentlichen Gesamtbetreuungsstunden des
Kindes und ihrer wirtschaftlichen Leistungsféhigkeit herangezogen.

(2) Fur die Betreuung im Rahmen der Offenen Ganztagsschule werden die Beitragspflichtigen im Rahmen des
Angebotes des Offenen Ganztages pauschal und entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsféhigkeit heran-
gezogen.

(3) Die Hohe des zu entrichtenden Elternbeitrags ergibt sich aus der Tabelle, die dieser Satzung als Anlage beige-
flgt ist.

(4) MaRgebend fir die Bemessung der Elternbeitrage ist jeweils das erzielte Einkommen der Beitragspflichtigen
des Kalenderjahres, fir das der Elternbeitrag festgesetzt werden soll.

(5) Soweit dieses Einkommen bei Aufnahme des Kindes oder zum Zeitpunkt einer Uberpriifung noch nicht bekannt
ist, erfolgt die Festsetzung des Elternbeitrages aufgrund einer Schatzung der voraussichtlichen Einnahmen.

(6) Bei einer nicht nur voriibergehenden Betreuung eines Kindes durch eine Hilfe nach 88 33 oder 34 SGB VIl
(Pflegeeltern oder der Trager einer Einrichtung) wird zur Beitragsberechnung die Einkommensstufe 1 zugrunde
gelegt.

85
Einkommen

(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einklinfte der Beitragspflichtigen im Sinne
des § 2 Absatz 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes und vergleichbaren Einkinften, die im Ausland erzielt
werden. Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Einklinfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur
Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten 6ffentlichen Leistungen fir die Eltern und das Kind, fir das der
Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen.

(2) Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegat-
ten ist nicht zuléssig.

(3) Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und den entsprechenden Vorschriften ist zum Einkommen
nicht hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) ist erst ab dem
in 8 10 Absatz 2 und § 3 BEEG der jeweils glltigen Fassung benannten Betrag beim Einkommen zu berick-
sichtigen.

(4) Beziehen Beitragspflichtige Einkiinfte aus einem Beschéaftigungsverhdltnis in einem 6&ffentlich-rechtlichen
Dienst- und Treueverhéltnis oder aufgrund der Auslibung eines Mandats und stehen ihnen aufgrund dessen fur
den Fall des Ausscheidens eine lebensléngliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder sind
sie in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten
Einkommen ein Betrag von 10 % der Einkiinfte aus diesem Beschaftigungsverhaltnis oder aufgrund der Aus-
Uibung eines Mandats hinzuzurechnen.

(5) Fur das dritte und jedes weitere Kind, fiir das den Beitragspflichtigen Kindergeld gewéhrt wird, ist jeweils ein
Freibetrag in Hohe von 5.000 € von dem zu beriicksichtigenden Einkommen abzuziehen.
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§6
Beitragsermafigung

(1) Besucht mehr als ein Kind der Beitragspflichtigen im Sinne von § 3, gleichzeitig eine der fur diese Satzung
genannten Betreuungsformen, so ist nur fur ein Kind der Beitrag in voller Hohe des jeweils ermittelten Regel-
beitrages zu zahlen.

(2) Es ist hdchstens fir zwei Kinder gleichzeitig ein Elternbeitrag zu zahlen.

(3) Besuchen mehrere Kinder einer Familie gleichzeitig eine Kindertageseinrichtung, eine Einrichtung des Offenen
Ganztages und ein Angebot der Kindertagespflege, so wird der Elternbeitrag in voller Hohe nur fir das Kind mit
dem hdochsten regularen Elternbeitrag erhoben.

Sofern fiir ein Kind in einer Kindertageseinrichtung der volle Beitrag geleistet wird, ermaRigt sich dieser bei den
tibrigen Betreuungen. Das gilt auch, wenn das Vollzahlerkind sich im beitragsfreien Jahr befindet.

(4) Fur ein Geschwisterkind wird bei der Beitragsberechnung die Halfte des nach den 88 4 und 5 Elternbeitrags-
satzung ermittelten Einkommens derjenigen Beitragspflichtigen zu Grunde gelegt, fir die der Elternbeitrag des
Geschwisterkindes festgesetzt werden soll.

Ergeben sich unterschiedlich hohe Betrage bei der Berechnung des Beitrages flr ein Geschwisterkind, so ist
der hohere Beitrag zu zahlen.

Wird flr ein Kind bereits der Héchstbeitrag gezahilt, so ist fir ein Geschwisterkind hdchstens ein Jahreseinkom-
men bis 60.000 € festzusetzen. Fur Angebote des Offenen Ganztages gilt diese Vorschrift fur die Beitragserhe-
bung ab dem 01.08.2027.

(5) Die Inanspruchnahme der Angebote in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege durch Kinder, die bis
zum 30. September das vierte Lebensjahr vollendet haben werden, ist ab Beginn des im selben Kalenderjahr
beginnenden Kindergartenjahres bis zur Einschulung beitragsfrei.

(6) Die Abséatze 1 bis 5 finden nebeneinander Anwendung. Es gilt § 51 Absatz 4 Kinderbildungsgesetz Nordrhein-
Westfalen (KiBiz NRW).

(7) Sofern Beitragspflichtige nachfolgende Leistungen beziehen, werden sie der Einkommensgruppe 1 zugeordnet:

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB 1),
Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel des Zwélften Sozialgesetzbuch (SGB XIlI)
Leistungen nach den 88 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG)

Kinderzuschlag gemar § 6a des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) oder

Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz (WoGG)

Gemal § 90 Abs. 4 Satz 3 SGB VIII kann bei Vorliegen einer individuellen Héarte in Ausiibung pflichtgemafien
Ermessens der Beitrag teilweise oder in voller Héhe erlassen werden.

8§87
Mitwirkungspflichten der Beitragspflichtigen

(1) Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Beitragspflichtigen der Stadt Lidenscheid eine Erkla-
rung zum Einkommen sowie entsprechende Nachweise Uber das Einkommen vorzulegen.

(2) Die Beitragspflichtigen sind wéahrend des gesamten Betreuungszeitraumes verpflichtet, Anderungen in den wirt-
schaftlichen oder persdnlichen Verhaltnissen, die fur die Bemessung des Elternbeitrages maf3geblich sind, un-
verzuglich mitzuteilen. Die Stadt Ludenscheid ist berechtigt, die persénlichen und wirtschaftlichen Verhéaltnisse
der Beitragspflichtigen regelmé&Rig zu Uberprifen.

(3) Ohne Vorlage der Einkommenserklarung oder der geforderten Nachweise ist die Stadt Liidenscheid berechtigt,
den hochsten Elternbeitrag festzusetzen.

§8
Form der Festsetzung; Auskunfts- und Anzeigepflichten
Die Elternbeitrage werden von der Stadt Ludenscheid durch Festsetzungsbescheid erhoben. Zu diesem Zweck teilt

der Trager der Einrichtung oder die Tagespflegeperson der Stadt Liidenscheid die Aufnahme- und Abmeldedaten
der Kinder sowie deren Eltern oder Erziehungsberechtigten unverziglich mit.
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§9
Falligkeit, Vollstreckung
(1) Elternbeitrage sind monatlich bis zum 15. eines jeden Monats zu entrichten.

(2) Fur zZwangsmafRnahmen nach dieser Satzung gilt das Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen.

§10
BuRgeldvorschriften

Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Absatz 2 b Kommunalabgabengesetz NRW (KAG NRW) handelt, wer die in § 7
dieser Satzung bezeichneten Angaben fahrlassig oder vorsétzlich unrichtig oder unvollstandig macht. Die Ord-
nungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu 5.000 € geahndet werden.

§11

Inkrafttreten

Die Satzung tritt zum 01.08.2026 in Kraft. Gleichzeitig treten die Satzung Uber die Erhebung von Elternbeitrédgen
fur Kindertagesbetreuung vom 05.09.2014 in der Fassung vom 07.04.2022 sowie die Satzung uber die Festsetzung

und Erhebung von Elternbeitrdgen fur die Teilnahme an aufRerunterrichtlichen Angeboten im Rahmen der offenen
Ganztagsschule im Primarbereich vom 15.06.2021 in der Fassung vom 20.06.2023 aul3er Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Satzung wird hiermit 6ffentlich bekanntgemacht.

Gemal § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfah-

rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs

Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
fihrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgeman éffentlich bekanntgemacht worden,

c) die Burgermeisterin oder der Blrgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber der Gemeinde vorher gerugt und dabei die verletzte Rechts-

vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Lidenscheid, den 15.07.2026
Der Birgermeister

gez.
Sebastian Wagemeyer

Diese offentliche Bekanntmachung kann auch unter www.luedenscheid.de in der Rubrik ,Rathaus & Burger / Aktu-
elles / Offentliche Bekanntmachungen“ eingesehen werden.
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Stadt Halver

Bekanntmachung der Stadt Halver

30. Anderung des Flachennutzungsplanes und Bebauungsplan Nr. 59 , Herksiepe / Schillerstein und Tei-
landerung des Bebauungsplanes Nr. 4 Linger Weg*“

- frithzeitige Offentlichkeitsbeteiligung -

Der Rat der Stadt Halver hat in seiner 6ffentlichen Sitzung am 25.09.2023 gemal3 § 2 des Baugesetzbuches
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634) zuletzt ge&ndert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBI. 2023 | Nr. 6) beschlossen:

30. Anderung des Flachennutzungsplanes

1. Das Verfahren zur Anderung des Flachennutzungsplanes fiir das aus dem in der Sitzung vorgelegten Lageplan
zu ersehende Gebiet wird gemaR § 2 Absatz 1 BauGB i.V.m. 8§ 1 Absatz 8 BauGB eingeleitet.

2. Die Anderung erhalt die Bezeichnung: Flachennutzungsplan der Stadt Halver, 30. Anderung ,Herksiepe / Schil-
lerstein®.

3. Die Grenzen des Geltungsbereiches der 30. Anderung werden gemafR dem vorliegenden Plan beschlossen.

4. Eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit und der Tréager o6ffentlicher Belange gemal 88 3 Abs. 1 und 4
Abs. 1 BauGB wird durchgefuhrt.

5. Eine Burgerversammlung ist durchzufuhren.

Bebauungsplan Nr. 59 "Herksiepe / Schillerstein und Teildnderung des Bebauungsplanes Nr. 4 Linger Weg*

1. Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 59 fur das aus dem in der Sitzung vorgelegten Lage-
plan zu ersehende Gebiet wird gemaR § 2 Absatz 1 BauGB eingeleitet.

2. Der Bebauungsplan erhélt die Bezeichnung: Bebauungsplan Nr. 59 "Herksiepe / Schillerstein und Teildnderung
des Bebauungsplanes Nr. 4 Linger Weg*

3. Die Abgrenzung des Geltungsbereiches wird entsprechend dem in der Sitzung vorgelegten Lageplan festge-
setzt.

4. Eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit und der Tréager o6ffentlicher Belange gemaR 88 3 Abs. 1 und 4
Abs. 1 BauGB ist durchzufuihren.

5. Eine Burgerversammlung ist durchzufuhren.

Das Ziel der Bauleitplanverfahren ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Arrondierung in stéadte-
baulicher Ortsrandlage und eine abschlieRende Abrundung der Bebauung an dieser Stelle der Ortslage zu schaf-
fen, um den vorhandenen Bedarf an Bauflachen decken zu kénnen. Das Plangebiet schlief3t sich unmittelbar éstlich
an den Bebauungsplan Nr. 4 ,Linger Weg" an und andert diesen teilweise ab.

Mit der 30. Anderung des Flachennutzungsplanes soll die bisherige Festsetzung von ,Flache fiir die Landwirtschaft
in ,Wohnbauflache" ge&ndert werden.

Die raumlichen Geltungsbereiche der 30. Anderung des Flichennutzungsplanes sowie des Bebauungsplanes Nr.
59 "Herksiepe / Schillerstein und Teildnderung des Bebauungsplanes Nr. 4 Linger Weg" liegen am nordéstlichen
Rand des Halveraner Innenstadtbereichs und umfassen in der Gemarkung Halver, Flur 17 die Flursticke 21, 41,
42,554, 605, 652, 653, 687, 689, 690, 691, 700, und 701. Die Plangebiete werden

e im Norden durch einen vorhandenen Wald
e im Osten durch landwirtschaftliche Nutzflache und die Wohngeb&ude in Mesenhohl sowie
« im Suden und Westen durch das bestehende Wohngebiet ,Linger Weg / Falkenstral3e" begrenzt.
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Bestand Planung

Zeichenerklarung

m Wohnfiachen I:-] Grenze des iches der A
I:I Flachen fir die Landwirtschaft i

] -
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Bebauungsplan Nr. 59 "Herksiepe / Schillerstein
l-( Q._(V&f" und Teilanderung des Bebauungsplans Nr. 4 Linger Weg*“
Einfach sympathisch Stadt Halver * Gemarkung Halver * Flur 17

wR
o
Lo

Beteiligung der Offentlichkeit an der Bauleitplanung

GemaR § 3 Abs. 1 BauGB ist die Offentlichkeit moglichst friihzeitig tiber die allgemeinen Ziele und Zwecke der
Planung, sich wesentlich unterscheidende Losungen, die fur die Neugestaltung oder Entwicklung des Gebiets in
Betracht kommen und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planungen o6ffentlich zu unterrichten; ihr ist Gele-
genheit zur AuRerung und Erérterung zu geben.

Zu diesem Zweck findet am

Montag, den 10.08.2026, 17:00 Uhr,

im Sitzungssaal des Rathauses, Thomasstral3e 18, 58553 Halver, fur alle interessierten Blrger eine Blrgerver-
sammlung statt. Es besteht allgemeine Gelegenheit zur AuRerung und Erdrterung.

Auch auRBerhalb dieser Versammlung ist jedem Interessierten Gelegenheit gegeben, sich in der Zeit vom

24.07.2026 bis 24.08.2026 einschlieBlich
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wahrend der Offnungszeiten im Verwaltungsgebaude Von-Vincke-StralRe 26, Besprechungszimmer, 58553 Halver,
tber die Ziele und Zwecke der Planung zu informieren, diese mit der Verwaltung zu erértern und sich zur Planung
zu aul3ern.

Die Planunterlagen sind ferner im Internet auf der Seite der Stadt Halver (Bauleitplanung-Stadt Halver) unter der
Rubrik ,Wirtschaft, Bauen und Umwelt* / ,,Bauleitplanung” / ,Aktuelle Verfahren“ zur Einsichtnahme bereitgestellt.

Folgende Informationen sind dort verfligbar:

- Bekanntmachung

- Plane als Vorentwirfe

- Begriindungen mit Umweltbericht als Vorentwdirfe

- Anlage 1 der Begriindung (Artenschutzprifung I)

- Anlage 2 der Begriindung (Stellungnahme Amphibien)

- Anlage 3 der Begriindung (2D-Wirkmodellierung zum Oberflachenabfluss mit Legende,
Szenarien und Wasserhaushaltsbilanzierung nach DWA-M 102-4)

- Anlage 4 der Begriindung (Stellungnahme Starkregen- und Hochwassergefahr)

- Anlage 5 der Begriindung (Baugrunduntersuchung)

- Anlage 6 der Begriindung (Versickerungsfahigkeit)

- Anlage 7 der Begriindung (Verkehrsuntersuchung)

Die vorstehenden Beschlusse zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 59 ,Herksiepe / Schillerstein und Teilan-
derung des Bebauungsplanes Nr. 4 Linger Weg®, zur Einleitung der 30. Anderung des Flachennutzungsplanes
sowie zur frihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung beider Bauleitplanverfahren werden hiermit ortsiiblich bekanntge-
macht.

Bekanntmachungsanordnung

Nach 8§ 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfahrens-

oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Beschlisse nach Ablauf von sechs

Monaten seit ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgefihrt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flachennutzungsplan ist nicht ordnungsgeman
offentlich bekanntgemacht worden,

c) der Birgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber der Gemeinde vorher geriigt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Halver, 16.07.2026

Der Birgermeister

gez.
Armin Kibbert

Aufgrund eines Schreibfehlers im Titel der Bekanntmachung im Amtsblatt vom 01.07.2026 wird vorstehend die
frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung und die Blrgerversammlung mit den dazugehdérigen Beschlissen des Rates
der Stadt Halver korrekt ohne Schreibfehler bekannt gemacht.

Der Zeitraum der Beteiligung wurde aus diesem Grund angepasst und eine Burgerversammiung wird erneut statt-
finden. Weder im Flie3text der Bekanntmachung, noch in den Offenlageunterlagen wurden Anderungen vorgenom-
men.

Die seit dem 03.07.2026 eingegangenen Stellungnahmen kénnen erneut zugesendet werden, werden aber auch

ohne erneute Zusendung inhaltlich im weiteren Verfahren beriicksichtigt, ebenso die Stellungnahmen von der be-
reits erfolgten Birgerversammlung vom 14.07.2026.
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Amtliche Bekanntmachung

Stadt Hemer « Hademareplatz 44 « 58675 Hemer

Gebihrensatzung
fur die Stadtischen Friedh6fe Hemer

vom 01.10.2026

Aufgrund

1. § 7 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 ), in der Zur Zeit glltigen Fassung

2. 884 und 6 des Kommunalabgabengesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.0ktober 1969 (GV.
NRW. S. 712), in der zur Zeit gultigen Fassung

3. 84 des Gesetzes Uber das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz BestG NRW) vom 17.
Juni 2003 (GV. NRW. S. 313), in der Zur Zeit gultigen Fassung

hat der Rat der Stadt Hemer am 14.07.2026 folgende Gebiihrensatzung fir die Friedhdfe der Stadt Hemer be-
schlossen:

8 1 Gebuhren
Fir die Benutzung der stadtischen Friedhdfe und ihrer Einrichtungen, die Einrdumung von Nutzungsrechten an
Wahlgrabstatten sowie die Inanspruchnahme sonstiger Leistungen werden Gebihren nach dieser Satzung und

dem anliegenden Gebuhrentarif erhoben. Der Gebuhrentarif bildet einen Teil dieser Satzung.

In den mit * gekennzeichneten Gebuhrenarten ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten und wird auf dem Ge-
bihrenbescheid entsprechend ausgewiesen (ab 01.01.2027).

8 2 Gebuhrenpflichtige

Gebuhrenpflichtig ist, wer

a) die Durchfuhrung der Bestattung in Auftrag gegeben hat,

b) eine Leistung in Anspruch nimmt,

c) gesetzlich fur die Bestattung zu sorgen hat,

d) sich der Stadt Hemer gegeniiber zur Ubernahme der Kosten verpflichtet hat.
Mehrere Geblhrenpflichtige sind Gesamtschuldner.

§ 3 Festsetzung und Falligkeit der Geblhren

Die Gebuhren werden von der Stadt durch Gebuihrenbescheid festgesetzt. Sie sind innerhalb eines Monats nach
Zugang des Bescheides fallig.

8 4 Gebuhrenbefreiung

Die Friedhofsverwaltung kann Gebuhrenbefreiung gewéahren fir die Nutzungsgebiihren der Abschiedsraume bei
Trauerfeiern von gemeinnutzigen Vereinen.

8 5 Inkrafttreten

Diese Gebuhrensatzung mit dem Gebuhrentarif fir die Friedhdfe der Stadt Hemer tritt mit Wirkung vom 01.10.2026
in Kraft.
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Gleichzeitig tritt die Gebuhrensatzung fur die Friedhdfe der Stadt Hemer mit dem Gebuhrentarif vom 01.10.2022
auBler Kraft.

I. Ubereinstimmungsbestatigung:

Es wird bestatigt, dass der Wortlaut der vorstehenden Gebuhrensatzung fur die Friedhdfe der Stadt Hemer mit dem
Ratsbeschluss vom XXX des Rates der Stadt Hemer Ubereinstimmt und dass nach 8§ 2 Absatz 1 und 2 der Verord-
nung Uber die 6ffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-verordnung — Bekannt-

mVO) vom 26. August 1999, zuletzt gedandert durch VO vom 5. August 2009 (GV. NRW. S. 442, ber. S. 481),
verfahren worden ist.

Il. Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Gebihrensatzung fir die Friedhdfe der Stadt Hemer wird hiermit 6ffentlich bekanntgemacht.

Es wird gleichzeitig darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekommen dieser Gebiihrensatzung nach Ablauf
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
fuhrt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgeman o6ffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Burgermeister hat den Satzungsbeschluf? vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegentiber der Stadt Hemer vorher geriigt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Hemer, 15.07.2026

Der Burgermeister

gez.
Christian Schweitzer
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Geblhrentarif

zur Gebuhrensatzung fur die Friedhdfe der Stadt Hemer

vom 01.10.2026

A) Grabstattengebiihren

Gebiuhren-Nr. | Grabart Gebihr
Sargwahlgrab

Al (Gebuhr fur die Verleihung eines Nutzungsrechtes an einer Wahlgrabstatte 1744,00 €
je Grabstelle fir 1 Sarg fir 40 Jahre)
Sargreihengrab

A2 (Gebuhr fir die Uberlassung eines Reihengrabes fiir 1 Sarg fiir die Dauer 1308,00 €
der Ruhezeit von 30 Jahren)
Kindergrab (Verstorbene bis 5 Jahre,Leibesfriichte, Tot- und Fehlgeburten

A3 - Gebuihr fur die Uberlassung eines Reihengrabes fiir 1 Sarg fir die Dauer 342,00 €
der Ruhezeit von 25 Jahren)

A Sarggrab mit Kissenstein und Pflege * (Verleihung des Nutzungsrechtes an 233400 €
einer Sarggrabstelle fur die Dauer von 30 Jahren incl. Pflege) ’
Urnenwahlgrab

A5 (Gebuhr fur die Verleihung eines Nutzungsrechtes von 40 Jahren an einer 1331,00 €
Wabhlgrabstétte fir 4 Urnen)
Baumurnenwabhlgrab *

A6 (Gebuhr fur die Verleihung eines Nutzungsrechtes an einer Wahlgrabstatte 1270,00 €
fur 1 Stelle am Baum fir die Dauer von 40 Jahren)
Urnenpartnergrab (Wahlgrab)

A6 mit Kissenstein und Pflege * 232800 €
(Verleihung des Nutzungsrechtes an einem Urnenpartnergrab fir 2 Urnen '
fur die Dauer von 20 Jahren incl. Pflege)

A7 Kolumbarium * (Verleihung des Nutzungsrechtes an 1 Kammer fiir 2 Urnen 1679.00 €
im Kolumbarium fur die Dauer von 40 Jahren) '
Urnenreihengrab

A8 (Gebiihr fur die Uberlassung eines Reihengrabes fir 1 Urne, fiir die Dauer 577,00 €
der Ruhezeit von 20 Jahren ohne Verleihung eines Nutzungsrechtes)
Urnengemeinschaftsgrab * (mit Stein und Beet)

A9 (Gebuihr firr die Uberlassung eines Urnengrabes fiir 1 Urne fiir 20 Jahre 1405,00 €
ohne Verleihung eines Nutzungsrechtes)
Urnengemeinschaftsgrab ,Baum*

Al10 (Gebiihr fir die Uberlassung eines Urnengrabes fiir 1 Urne fiir die Dauer 877,00 €
von 20 Jahren am Baum ohne Verleihung eines Nutzungsrechtes)
Urnengemeinschaftsgrab Wildblumenwiese *

All (Gebuihr fiir die Uberlassung eines teilanonymen Urnengrabes fiir 1 Urne 441,00 €
fur die Dauer von 20 Jahren ohne Verleihung eines Nutzungsrechtes)

B) Bestattungsgebiihren

Gebuhren-Nr. Geblhrenart Geblhr | Erlauterungen
Beisetzung /Grabbereitung Verstorbene 345,80€ | sowohl in Reihen- als auch in

Bl bis 5 Jahre, Leibesfriichte und Totgebur- Wahlgrabern
ten
Beisetzung / Grabbereitung Verstorbe- 863,80 € | sowohl in Reihen- als auch in

B2 ner Uber 5 Jahre Wahlgrabern
Beisetzung / Grabbereitung einer Urne in 345,80 € | Gebuhrentarif fur alle Urnenbei-

B3 einem Urnenreihen-, Urnenwahl- oder setzungen
Gemeinschaftsgrab
Benutzung des Aufbahrungsraumes 55,00 €

B4 (Leichenkammer)
Benutzung des Leichenwaschraumes zu 50,00 €

B5 religiésen Waschungen
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B6

Benutzung groRBer Abschiedsraum

202,50 €

An allen Friedhodfen vorhanden

B7

Benutzung kleiner Abschiedsraum

90,00 €

nur am Waldfriedhof vorhanden

Bei Bestattungen auf3erhalb der generellen Bestattungszeiten gem. der Friedhofs-satzung wird zu den vorstehen-
den Gebuhren flr die Beisetzung ein Zuschlag von 50% erhoben.

C) weitere Gebuhren

Gebihren-Nr.

Gebiihrenart

Gebiihr

Erlauterung

C1

Genehmigung eines Grabmals

45,00 €

Die Genehmigung eines Grabma-
les ist vor der Errichtung bei der
Friedhofsverwaltung einzuholen.

Cc2

Vorzeitiger Verzicht auf eine Grabstatte

Gebuhr
entspricht der
Gebdihr fir die
Verlangerung
der entspre-
chenden
Grabstatte

Die Gebuhr wird berechnet fir die
Restjahre der Ruhezeit die noch
einzuhalten ist. Wird innerhalb der
Nutzungszeit auf die Grabstatte
verzichtet, wird die Gebuhr nicht
erstattet. Das gleiche gilt fur die
Einziehung von Grabstétten.

C3

Verlangerung des Nutzungsrechtes an
einem Wabhlgrab Sarg je Stelle und Jahr

43,00 €

Nutzungsrechte kénnen nur an
Wahl- und Urnenwahlgrabstatten
nacherworben werden - nach Ab-
lauf der 40 jahrigen Nutzungszeit.
Wird das Nutzungsrecht nur bis
Ablauf der Ruhezeit wiedererwor-
ben, ist ein entsprechender Teilbe-
trag der fur die Wahlgrabstatte gul-
tigen Nutzungsgebihr zu zahlen

C4

Verlangerung des Nutzungsrechtes an
einem Urnenpartnergrab (fur 2 Stellen)
oder Sarggrab mit Pflege (1Stelle) *

107,00 €

Nutzungsrechte kénnen nur an
Wahl- und Urnenwahlgrabstatten
nacherworben werden - nach Ab-
lauf Nutzungszeit. Wird das Nut-
zungsrecht nur bis Ablauf der Ru-
hezeit wiedererworben, ist ein ent-
sprechender Teilbetrag der fur die
Wahlgrabstatte  gultigen  Nut-
zungsgebihr zu zahlen

C5

Verlangerung des Nutzungsrechtes an
einem Urnenwahlgrab
(fur 4 Stellen)

115,00 €

Nutzungsrechte kénnen nur an
Wahl- und Urnenwahlgrabstatten
nacherworben werden - nach Ab-
lauf der 40 jahrigen Nutzungszeit.
Wird das Nutzungsrecht nur bis
Ablauf der Ruhezeit wiedererwor-
ben, ist ein entsprechender Teilbe-
trag der fur die Wahlgrabstatte gul-
tigen Nutzungsgebihr zu zahlen

Co6

Verlangerung des Nutzungsrechtes an
Baumgrab je Stelle

45,00 €

Nutzungsrechte kénnen nur an
Wahl- und Urnenwahlgrabstatten
nacherworben werden - nach Ab-
lauf der 40 jahrigen Nutzungszeit.
Wird das Nutzungsrecht nur bis
Ablauf der Ruhezeit wiedererwor-
ben, ist ein entsprechender Teilbe-
trag der fur die Wahlgrabstatte gul-
tigen Nutzungsgebihr zu zahlen

C7

Verlangerung des Nutzungsrechtes an ei-
ner Kammer im Kolumbarium

36,00 €

Nutzungsrechte kénnen nur an
Wahl- und Urnenwahlgrabstatten
nacherworben werden - nach Ab-
lauf der 40 jahrigen Nutzungszeit.
Wird das Nutzungsrecht nur bis
Ablauf der Ruhezeit wiedererwor-
ben, ist ein entsprechender Teilbe-
trag der fur die Wahlgrabstatte gul-
tigen Nutzungsgebihr zu zahlen
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C8

Umschreibungsgebihr

11,00 €

Diese Gebihr ist zu entrichten,
wenn das Nutzungsrecht an einer
Grabstéatte auf einen neuen Nut-
zungsberechtigten  umgeschrie-
ben werden muss.

C9

Standsicherheitspriifung

4,50 €

Diese Gebuhr ist im Rahmen der
Genehmigung eines Grabmales
zu entrichten fir die Dauer der
Nutzungszeit der Grabstatte. Bei
Verlangerung von Nutzungsrech-
ten ist diese Gebihr ebenfalls zu
entrichten, wenn auf der Grab-
statte ein prifpflichtiges Grabmal
errichtet wurde.

C10

Grundgebiihr

132,10 €

Diese Geblihr ist bei jeder Bestat-
tung oder Nutzung der Abschieds-
raume zu entrichten. Diese Ge-
buhr ist bei jedem Auftrag zu ent-
richten. Sofern Trauerfeier und
Bestattung an verschiedenen Ter-
minen stattfinden, ist die Gebihr
nur einmal zu entrichten.

Cl1

Sonderleistungen *

Die Kosten fur eventuelle Sonder-
leistungen die der Stadt entste-
hen, werden den Nutzungsbe-
rechtigten in Rechnung gestellt.

W

Plettenberg

Vier-Téler-Stadt

Bekanntmachung
der Stadt Plettenberg

Bebauungsplan Nr. 651 , Lidl Grafweg“ Neuaufstellung

Tréager offentlicher Belange

hier: Beschluss zur férmlichen 6ffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behdrden und sonstigen

Der Rat der Stadt Plettenberg hat in seiner Sitzung am 14.07.2026 folgenden Beschluss gefasst: ,Die zum Bebau-
ungsplan Nr. 651 Lidl Grafweg; Neuaufstellung eingegangenen Stellungnahmen der Offentlichkeit und von Behor-
den und sonstigen Tragern offentlicher Belange werden entsprechend dem Vorschlag der Verwaltung durch den
Rat der Stadt Plettenberg abgewogen. Die Durchfiihrung der férmlichen Beteiligung geman § 3 Abs. 2 und § 4 Abs.
2 BauGB wird beschlossen und die Verwaltung damit beauftragt, die notwendigen Verfahrensschritte einzuleiten.”

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans soll die planungsrechtliche Grundlage zur Erweiterung des Lidl-Marktes
am Grafweg in Plettenberg geschaffen werden. Der Bebauungsplan wird als Angebotsbebauungsplan aufgestellt
und im reguléaren Verfahren durchgefiihrt. Im Parallelverfahren wird die 20. Anderung des Flachennutzungsplanes
der Stadt Plettenberg vollzogen.

723




= — -

208319 s : i ~

Ly 1315 S 992 954 s

. o 359 (4 .
. d . ! .
™ L ‘_,1314“3‘, 336 | 3 °
Soigy,, ’ 337 A 761 i
- —— )
@ 1306 D 956 i 284

951 1
o48 02

570 s

588

Lageplan: Geltungsbereich des Bebauungsplans; ohne MaRstab

Der Entwurf fir den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 651 ,Lidl Grafweg; Neuaufstellung” nebst Be-
grundung und Anlagen wird gemaf § 3 Abs. 2 BauGB zu jedermanns Einsicht in der Zeit vom

23.07.2026 bis einschlielRlich 07.09.2026

im Rathaus der Stadt Plettenberg, Griinestrae 12 (Rathaus), Stadt- und Umweltplanung, Zimmer 229 wahrend
folgender Zeiten 6ffentlich ausgelegt:

montags 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
dienstags 8.30 Uhr bis 13.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstags 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr
freitags 7.30 Uhr bis 12.00 Uhr

Die Unterlagen stehen zudem Uber den gesamten Zeitraum zusétzlich im Internet unter folgender Adresse zur
Verfligung:

https://www.0-sp.de/plettenberg/beteiligung

Wahrend des Auslegungszeitraumes kdnnen von jedermann Stellungnahmen zu dem Entwurf schriftlich, per E-
Mail an planungsamt@plettenberg.de, tiber den Beteiligungsserver (www.stadtplanung-plettenberg.de > Bauleit-
plane und sonstige Satzungen im Verfahren) oder wahrend der Dienststunden zur Niederschrift abgegeben werden.
Die schriftlichen Stellungnahmen sind an das Sachgebiet Stadt- und Umweltplanung der Stadt Plettenberg, Gru-
nestrale 12, 58840 Plettenberg zu richten.

Gemal § 3 Absatz 2 Satz 1 und 2 BauGB wird bekannt gegeben, dass gleichzeitig folgende umweltbezogene
Stellungnahmen bereits vorliegen, sowie nachfolgend genannte umweltbezogene Informationen verfiigbar sind und
ebenfalls mit ausgelegt und eingesehen werden kénnen.
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Umweltbezogene Informationen

1) Bauleitplanung

Begriindung zum Bebauungsplanentwurf Nr. 651 ,Lidl Grafweg; Neuaufstellung” mit Aussagen zum Immissions-
schutz, zur Auswirkung der Planung, zu Altlasten sowie zu Malinahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft.

2) Gutachten und Fachplanungen

Umweltbericht, ,griinplan” - Biro fir Landschaftsplanung, Dortmund, Januar 2026

Verkehrsgutachten, Peter M. Moik, Verkehrsplanung und Mobilitatsberatung, Diisseldorf, Oktober 2025
Schalltechnisches Prognosegutachten, Graner+Partner Ingenieure, Bergisch Gladbach, Marz 2026
Artenschutzrechtlicher Beitrag, ,grinplan“ - Buro fir Landschaftsplanung, Dortmund, Mai 2026

= Auswirkungsanalyse zur Erweiterung des Lidl Lebensmitteldiscounters in Plettenberg, GMA, Kdln, Novem-
ber 2025

3) Stellungnahmen und Eingaben im Rahmen der frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Be-
hoérden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange gem. 88 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB

Hinweis:

Gemal § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB kdnnen Stellungnahmen zum Planentwurf wahrend der Auslegungsfrist
abgegeben werden. Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen, die im Verfahren der Offentlichkeits- und
Behordenbeteiligung nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung Uber den Bauleitplan
gem. § 4a Abs. 5 BauGB unbericksichtigt bleiben kénnen, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht
héatte kennen missen und deren Inhalt fur die Rechtm&Rigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.

Bekanntmachungsanordnung

Gem. 8 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfahrens-

oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieses Beschlusses nach Ablauf von 6 Mo-

naten seit seiner Verkiindung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
fihrt,

b) diese Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flachennutzungsplan ist nicht ordnungsgeman
offentlich bekannt gemacht worden,

c) die Burgermeisterin oder der Blirgermeister hat den Beschluss des Rates vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber der Gemeinde vorher gertgt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Der vorstehende Beschluss sowie Ort und Zeit der 6ffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 651 ,Lidl
Grafweg; Neuaufstellung einschlielich aller umweltrelevanter Informationen wird hiermit ortsiblich &ffentlich be-
kannt gemacht.

Plettenberg, den 15.07.2026
Der Burgermeister

gez.
BelRler
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Plettenber

Vier-Téler-Stadt

Bekanntmachung
der Stadt Plettenberg
20. Anderung des Flachennutzungsplanes — Lidl Grafweg
hier: Beschluss zur formlichen 6ffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Tréager offentlicher Belange

Der Rat der Stadt Plettenberg hat in seiner Sitzung am 14.07.2026 folgenden Beschluss gefasst: ,Die zur 20. An-
derung des Flachennutzungsplanes eingegangenen Stellungnahmen der Offentlichkeit und von Behérden und
sonstigen Tragern o6ffentlicher Belange werden entsprechend dem Vorschlag der Verwaltung durch den Rat der
Stadt Plettenberg abgewogen.

Die Durchfiihrung der férmlichen Beteiligung gemaf § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB wird beschlossen und die
Verwaltung damit beauftragt die notwendigen Verfahrensschritte einzuleiten.”

Durch die Anderung des Flachennutzungsplanes soll die planungsrechtliche Grundlage zur Erweiterung des Lidl-
Marktes am Grafweg in Plettenberg geschaffen werden.
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Lageplan: Geltungsbereich des Bebauungsplans; ohne MaRstab

Der Entwurf fur die in Aufstellung befindliche 20. Anderung des Flachennutzungsplanes nebst Begriindung und
Anlagen wird gemaR § 3 Abs. 2 BauGB zu jedermanns Einsicht in der Zeit vom

23.07.2026 bis einschlieRlich 07.09.2026
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im Rathaus der Stadt Plettenberg, Griinestrale 12 (Rathaus), Stadt- und Umweltplanung, Zimmer 229 wéhrend
folgender Zeiten o6ffentlich ausgelegt:

montags 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
dienstags 8.30 Uhr bis 13.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstags 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr
freitags 7.30 Uhr bis 12.00 Uhr

Die Unterlagen stehen zudem uber den gesamten Zeitraum zusétzlich im Internet unter folgender Adresse zur
Verfugung:

https://www.0-sp.de/plettenberg/beteiligung

Waéhrend des Auslegungszeitraumes kdnnen von jedermann Stellungnahmen zu dem Entwurf schriftlich, per E-
Mail an planungsamt@plettenberg.de, tiber den Beteiligungsserver (www.stadtplanung-plettenberg.de > Bauleit-
plane und sonstige Satzungen im Verfahren) oder wahrend der Dienststunden zur Niederschrift abgegeben werden.
Die schriftlichen Stellungnahmen sind an das Sachgebiet Stadt- und Umweltplanung der Stadt Plettenberg, Gri-
nestralBe 12, 58840 Plettenberg zu richten.

Gemal § 3 Absatz 2 Satz 1 und 2 BauGB wird bekannt gegeben, dass gleichzeitig folgende umweltbezogene
Stellungnahmen bereits vorliegen, sowie nachfolgend genannte umweltbezogene Informationen verfiigbar sind und
ebenfalls mit ausgelegt und eingesehen werden kdnnen.

Umweltbezogene Informationen

1) Bauleitplanung

Begriindung zur 20. Anderung des Flachennutzungsplanes; mit Aussagen zum Immissionsschutz, zur Auswirkung
der Planung, zu Altlasten sowie zu MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft.

2) Gutachten und Fachplanungen

Umweltbericht, ,griinplan” - Buro fir Landschaftsplanung, Dortmund, Januar 2026

Verkehrsgutachten, Peter M. Moik, Verkehrsplanung und Mobilitatsberatung, Disseldorf, Oktober 2025
Schalltechnisches Prognosegutachten, Graner+Partner Ingenieure, Bergisch Glad-bach, Méarz 2026
Artenschutzrechtlicher Beitrag, ,grinplan“ - Buro fir Landschaftsplanung, Dortmund, Mai 2026
Auswirkungsanalyse zur Erweiterung des Lidl Lebensmitteldiscounters in Plettenberg, GMA, Kéln, Novem-
ber 2025

3) Stellungnahmen und Eingaben im Rahmen der frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Be-
hoérden und sonstigen Trégern 6ffentlicher Be-lange gem. 88 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB

Hinweis:

GemalR § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB kdnnen Stellungnahmen zum Planentwurf wahrend der Auslegungsfrist
abgegeben werden. Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen, die im Verfahren der Offentlichkeits- und
Behordenbeteiligung nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung Uber den Bauleitplan
gem. § 4a Abs. 6 BauGB unbericksichtigt bleiben kénnen, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht
héatte kennen missen und deren Inhalt fur die Rechtm&Rigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.

Es wird darauf hingewiesen, dass gemaf § 3 Abs. 3 BauGB eine Vereinigung i.S.d. § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach 8 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsge-
setzes gemaf § 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist,
die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hétte geltend machen
konnen. Die Beteiligung der von der Planung bertihrten Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem.
§ 4 Abs. 2 BauGB erfolgt zeitgleich.

Bekanntmachungsanordnung

Gem. 8 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfahrens-
oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieses Beschlusses nach Ablauf von 6 Mo-
naten seit seiner Verkiindung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
fihrt,

b) diese Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flachennutzungsplan ist nicht ordnungsgeman
offentlich bekannt gemacht worden,

c) die Birgermeisterin oder der Birgermeister hat den Beschluss des Rates vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber der Gemeinde vorher gerugt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Der vorstehende Beschluss sowie Ort und Zeit der 6ffentlichen Auslegung der 20. Anderung des Flachennutzungs-
planes — Lidl Grafweg einschlielich aller umweltrelevanter Informationen wird hiermit ortsiiblich 6ffentlich bekannt
gemacht.

Plettenberg, den 15.07.2026
Der Burgermeister

gez.
BelRler
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Plettenberg

Vier-Téler-Stadt

Bekanntmachung
der Stadt Plettenberg

Vorkaufsrechtssatzung Hinterm Osterhagen
Satzung iber ein besonderes Vorkaufsrecht nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

Aufgrund des § 25 Abs. 1 Nr. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
03.11.2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025
I Nr. 348) i.V.m. § 7 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10.07.2025 (GV. NRW.
S. 618) hat der Rat der Stadt Plettenberg in seiner Sitzung am 14.07.2026 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Anordnung der Vorkaufsrechtssatzung

An den Grundsticken in dem in 8 2 bezeichneten Geltungsbereich steht der Stadt Plettenberg ein Vorkaufsrecht
nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB zu.

8§ 2 Raumlicher Geltungsbereich

(1) Der Geltungsbereich dieser Satzung erstreckt sich auf das Gebiet, das in dem als Anlage beigefiigten Uber-
sichtsplan, der Bestandteil dieser Satzung ist, dargestellt ist.

Dabei umfasst der raumliche Geltungsbereich folgende Flurstiicke:

Gemarkung Plettenberg, Flur 06, Flurstiicke 85, 87, 88, 157, 158, 226, 231, tlw. 234, tlw. 235, 277, 288, 289,
tiw. 319, 320 und 386; Gemarkung Plettenberg, Flur 14, Flurstiicke 254, 255, 256, 497, 583, 630, 631, 641, 645,
652, 653, 654, 655, 664, 698, 699, 700, 702, 703, 704, 705, 706, 707, 708, 709, 710, 711 und 740; Gemarkung
Plettenberg, Flur 15, Flurstucke 09, 118, 300, 308, 366, 367, 373, 375, 381, 384, 385, 402, 408, 495, tlw. 509,
tlw. 513, 514 und tlw. 521.

(2) Der raumliche Geltungsbereich der Vorkaufsrechtssatzung Hinterm Osterhagen mit der namensgebenden
StralRe und den arrondierenden Teilen der StraBen Am Beiese und Gansmecker Weg liegt im Plettenberger
Stadtteil Oesterhammer und ca. 2 km sidlich des Stadtzentrums. Die GréRRe des Geltungsbereiches betragt ca.
4,3 ha.

8 3 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Datum, Unterschrift des Biirgermeisters
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Bekanntmachungsanordnung

Die Satzung Uber ein besonderes Vorkaufsrecht tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.

Die Satzung uber ein Besonderes Vorkaufsrecht ist im Internet auf der Homepage https://www.o-sp.de/pletten-
berg/rechtskraft einzusehen und wird ab sofort im Rathaus der Stadt Plettenberg, Grinestral’e 12, Sachgebiet
Stadt- und Umweltplanung, wahrend der Offnungszeiten zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Auf Verlangen wird
Uber dessen Inhalt Auskunft erteilt.

Hinweis:

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften beim
Zustandekommen der Satzung ist nach § 215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich, wenn die Verletzung nicht innerhalb
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenuber der Gemeinde geltend gemacht wor-
den ist. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung begriinden soll, dazulegen.

Plettenberg, den 16.07.2026

Der Burgermeister

gez.
Bel3ler

< —-“ ;—:l
Bekanntmachung
der Gemeinde Herscheid

.
Verwaltungsgebiihrensatzung
der Gemeinde Herscheid vom 15.07.2026

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geandert durch das Gesetz vom 10. Juli 2025 (GV.
NRW. S. 618), der 88 1, 2, 4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.
Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712/SGV. NRW. 610), zuletzt gedndert durch das Gesetz vom 05. Mérz 2024 (GV.
NRW. S. 155), und des § 2 Abs. 3 des Gebiuhrengesetzes fiir das Land Nordrhein-Westfalen vom 23. August 1999
(GV. NRW. S. 524), zuletzt geéndert durch das Gesetz vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. S. 633), hat der Rat der
Gemeinde Herscheid in seiner Sitzung am 13.07.2026 folgende Verwaltungsgebihrensatzung beschlossen:

81

Gebihrenpflichtige Leistung

Fur die in der Anlage genannten Leistungen erhebt die Gemeinde Herscheid Verwaltungsgebihren. Die Erhebung
von Gebuhren aufgrund anderer Rechtsvorschriften fir besondere Leistungen, die in dem Gebihrentarif nicht auf-
gefiihrt sind, bleibt unberuhrt.

§2

Hbhe der Gebiihr

(1) Die Hohe der Gebuihren richtet sich nach der Anlage. Bei mehreren gebiihrenpflichtigen Leistungen entstehen
Gebuhren einzeln nach den jeweiligen Tarifnrummern der Anlage.

(2) Fur Leistungen, fur welche die Anlage einen Gebuhrenrahmen oder eine Bemessung nach Stundenséatzen vor-

sieht, sind bei der Festsetzung der Gebiihr die Vorbereitungszeit und die wirtschaftliche oder sonstige Bedeu-
tung der Leistung zu berucksichtigen.
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§3

Gebihrenfreiheit

Gebuhrenfrei sind:
a) Leistungen, fur die nach gesetzlichen Vorschriften sachliche oder persdnliche Geblihrenfreiheit besteht,
b) Leistungen im Rahmen der Amtshilfe,
c) Leistungen, die tiberwiegend im 6ffentlichen Interesse liegen (Bsp. Wirtschaftsférderung, Wissenschaft etc.)
§4
Auslagenersatz

Auslagen im Sinne des § 5 Abs. 7 des Kommunalabgabengesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen kann die
Gemeinde Herscheid auch dann gesondert in Rechnung stellen, wenn die Leistung selbst gebiuhrenfrei ist.

§5

BilligkeitsmalRnahmen

Von der Erhebung von Geblhren und Auslagen kann auf Antrag ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn
dies aus Gruinden der Billigkeit, insbesondere zur Vermeidung sozialer Harten, geboten erscheint.

Im Ubrigen richten sich die Stundung und der Erlass von Verwaltungsgebiihren nach den Vorschriften des Kom-
munalabgabengesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969.

86

Gebihrenschuldner

(1) Gebuhrenschuldner ist, wer die Leistung selbst oder durch zurechenbares Verhalten eines Dritten veranlasst
hat oder wer durch sie begunstigt wird.

(2) Von mehreren an einer Angelegenheit Beteiligten ist jeder gebuhrenpflichtig, soweit die Leistung ihn betrifft.
(3) Mehrere Gebuhrenpflichtige haften als Gesamtschuldner.
§7
Falligkeit
(1) Die Gebuhr wird mit der Erbringung der Leistung féllig.

(2) Vor Félligkeit kann von dem Gebuhrenschuldner eine Sicherheitsleistung bis zur H6he der fir die Leistung
entstehenden Gebuhr verlangt werden.

(3) Der Gebuhrenschuldner hat Anspruch auf eine Quittung.
§8

Gebiihren bei Ablehnung oder Zuriicknahme von Antrégen sowie fiir Widerspruchsbescheide

(1) Wird ein Antrag auf eine gebuhrenpflichtige Leistung abgelehnt oder vor ihrer Beendigung zuriickgenommen,
so wird eine Gebuhr gem. § 5 Abs. 2 des Kommunalabgabengesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen vom
21. Oktober 1969 erhoben.

(2) Fur Widerspruchsbescheide wird nur dann eine Gebiihr erhoben, wenn der Verwaltungsakt, gegen den Wider-
spruch erhoben wird, gebihrenpflichtig ist und wenn und soweit der Widerspruch zuriickgewiesen wird. Die
Hohe der Geblhr richtet sich nach § 5 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes fiir das Land Nordrhein-West-
falen vom 21. Oktober 1969.
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8§89

Beitreibung

Die Geblhren kdnnen nach § 1 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen vom
19. Februar 2003 (GV NW. Seite 156, ber. S. 570; 2005 S.818), zuletzt geandert durch das Gesetz vom 10. De-
zember 2024 (GV. NRW. S. 1184), im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden.

§10

Inkrafttreten

Die Verwaltungsgebihrensatzung tritt mit dem Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ver-
waltungsgebiihrensatzung der Gemeinde Herscheid vom 18.07.2011 aul3er Kraft.

Gebuhrentarif
(als Anlage zur Verwaltungsgebuhrensatzung der Gemeinde Herscheid)
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Tarif- Gebuhr
Nr. Gegenstand in Euro
1. Vervielféltigungen und Ausziige

a) Fotokopien und Ausdrucke (schwarz/weil3) im Format DIN A 4 1,50
b)  Fotokopien und Ausdrucke (schwarz/weif3) im Format DIN A 3 2,00
c) Farbkopien und —ausdrucke fiir jede Seite
im Format A4 2,00
im Format A3 2,50
d) Plots
im Format DIN A 2 15,00
im Format DIN A 1 17,50
im Format DIN A O 20,00
Fir transparente Lichtpausen und farbige Ausdrucke per Plotter wird jeweils die
doppelte Gebuhr erhoben.
e) Furindividuell zusammengestellte Auszilige aus Schriftstiicken oder Dateien 17,50
wird eine Gebuhr nach dem Zeitaufwand erhoben, der bei durchschnittlicher Ar-
beitsleistung zur Herstellung benétigt wird (fur jede angefangene 15 Minuten).
2. Beglaubigungen und Zeugnisse
a) Beglaubigungen von Unterschriften und Handzeichen 6,50
b)  Beglaubigungen von Abschriften, Auszigen, Ablichtungen, 10,00
Zeichnungen, Planen und Zeugnissen je Seite
3. Genehmigungen, Erlaubnisse, Bescheide, Ausnahme - bewilligungen und Be-
scheinigungen, soweit nicht eine andere Gebihr oder Gebihrenfreiheit vorge-
schrieben ist
a) Die Gebuhren richten sich nach dem Verwaltungsaufwand (fur jede angefan- 35,00
gene halbe Stunde).
b) StralBenanlieger- und ErschlieBungskostenbescheinigungen 35,00
c) Erteilung von Zweitausfertigungen von Bescheinigungen etc. 6,50




4, Erteilung von Vorrangseinraumungen und Léschungs-bewilligungen, Frei-
gabeerklarungen und sonstige Erklarungen fiir das Grundbuch

(z. B. Bescheinigung zum Nichtbestehen / zur Nichtausubung eines Vorkaufs- 35,00
rechts nach § 28 Abs. 1 S. 3 BauGB)
je angefangene halbe Stunde

5. Genehmigung von Aufbriichen und Bordsteinabsenkungen 75,00

6. Feststellungen, Besichtigungen, Gutachten, Bauleitungen, Ausziige, technische
Arbeiten, und zwar fir

a) Biroarbeiten je angefangene halbe Stunde 35,00
b)  AuRenarbeiten je angefangene halbe Stunde 35,00
c) Gehilfenstunden zur Vorhaltung und Beférderung von Geréten je angefangene 29,00

halbe Stunde

7. Bereitstellen einer Bauakte oder Gewahrung von Akteneinsicht in eine Bauakte

a) Fur die erste Stunde

40,00
b) Fir jede weitere angefangene halbe Stunde
20,00
c) Kosten fiir Kopien gem. Tarifstelle 1c)
8. Auskiinfte und Bescheinigungen aus dem Kassenkonto
a) Feststellungen aus Konten und Akten nach Aufwand (je angefangene halbe 35,00
Stunde), z. B. Erteilung einer steuerl. Unbedenklichkeitsbescheinigung
b) Auszug aus dem Kassenkonto flir ein Rechnungsjahr 15,00
9. Ersatz fur verlorene oder unbrauchbar gewordene Hundesteuermarken 6,50
10. Personenstandsrechtliche Angelegenheiten
a) EheschlieRung auRerhalb der Offnungszeiten 120,00
b) EheschlieBung aul3erhalb der Geschaftsraume 100,00

Portoauslagen und Materialkosten werden erhoben, wenn sie im Zusammenhang mit der besonderen gebtihren-
pflichtigen Leistung stehen.

1.
Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende Satzung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Hinweis
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung
fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von 6 Monaten

seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
fuhrt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgeman éffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Burgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet

oder
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegentber der Gemeinde vorher gerligt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Herscheid, 15.07.2026

Der Burgermeister
gez.

Schmalenbach
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Herausgeber: Méarkischer Kreis — Der Landrat, 58509 Lidenscheid, Postfach 2080. Einzelexemplare sind bei den Stadtverwal-
tungen im Kreis, bei der Kreisverwaltung Ludenscheid und im Internet unter www.maerkischer-kreis.de kostenlos erhaltlich; auf
fernmiindliche oder schriftliche Anforderung werden Einzelexemplare zugesandt. Das Bekanntmachungsblatt erscheint wochent-

lich.

736


http://www.maerkischer-kreis.de/

	Amtliches
	Bekanntmachungsblatt
	- Amtsblatt des Märkischen Kreises-
	Inhaltsverzeichnis


